Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr Bremen, den 28.02.2019
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Deputation fur Umwelt, Bau,
Verkehr, Stadtentwicklung,
Energie und Landwirtschaft (S)

Vorlage Nr. 19/583 (S)

Deputationsvorlage

far die Sitzung der Deputation
far Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung,
Energie und Landwirtschaft (S)

Bebauungsplan 2449 , Willakedamm*
fur ein Gebiet in Bremen-Huchting zwischen den Stralen Willakedamm und Am HaRRkamp
(Bearbeitungsstand: 12.02.2019)

Absehen von einer erneuten 6ffentlichen Auslegung
Bericht der Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Land-
wirtschaft

l. Sachdarstellung

A. Problem

Am 19.12.2013 hat die Baudeputation den Planaufstellungsbeschluss fiir den Bebau-
ungsplan Willakedamm gefasst. Das Plangebiet umfasst das Grundstiick des ehemali-
gen Schulzentrums Willakedamm im Ortsteil Kirchhuchting. Die Schule wurde 2005 ge-
schlossen. Vom Schulkomplex ist nur noch die Grinstruktur erhalten. Die raumbil-
dende Baumkulisse am Sudrand des Grundsticks ist dabei besonders schitzenwert.

Im Rahmen eines Werkstattverfahrens wurde im Jahr 2014 mit einem Team aus Stadt-
und Landschaftsplanungsbiiros in enger Abstimmung mit dem Beirat und lokalen Akt-
euren ein stadtebauliches Konzept entwickelt. Basierend auf diesem Konzept wurde
das Grundstiick im Rahmen einer Konzeptausschreibung zum Verkauf angeboten. Auf-
grund der prognostiziert steigenden Nachfrage nach Schulplatzen wurde von der Sena-
torin fur Kinder und Bildung der Bedarf zur Nutzung einer Teilflache am Willakedamm
fur ein temporéres Schulgebdude Anfang 2018 angemeldet. Die nordliche Teilflache
bleibt daher zunachst im Eigentum der Stadt, der sudliche Teil der Flache wurde an
eine Vorhabentragerin verauf3ert. Sollte der Standort langfristig nicht flir eine Schule
bendtigt werden, kann auch dieser verauf3ert und mit Wohngebauden bebaut werden.

Fiur den Geltungsbereich existiert derzeit kein rechtskraftiger Bebauungsplan.

B. Losung

Aufstellung eines Bebauungsplanes nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenent-
wicklung).
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C. Finanzielle Auswirkungen / Gender-Prifung

1.

Finanzielle Auswirkungen

Die ErschlieBungskosten fur das Plangebiet werden vom Vorhabentrager tbernom-
men.

Die Kosten fur die Larmschutzwand sind bis zu einer Summe von 220.000 Euro durch
eine Einmalzahlung des Vorhabentragers gedeckt. Diese Summe ist auf Grundlage ei-
ner in 2017 aktualisierten Kostenschatzung mittelfristig fir den Bau der Wand aus-
kémmlich. Sollte sich der Bau der Stral3enbahn und somit der Wand um einige Jahre
verzdgern, ist von einer geringfligigen Kostensteigerung fir den Bau der Larmschutz-
wand auszugehen. Fir diesen Fall wird fir den Bau der Larmschutzwand eine zusatzli-
che Risikoabsicherung tiber 52.000 Euro von der Immobilien Bremen AGR gegenuber
dem Sondervermégen Infrastruktur der Stadtgemeinde Bremen (SV Infra) gegeben. Es
ist nicht auszuschlie3en, dass sich der Bau der Stralenbahn um einen erheblich lan-
geren Zeitraum verzdgert, und sich die Kosten fur die Larmschutzwand dadurch deut-
lich erhéhen. Diese mégliche Finanzierungsliicke ist durch das SV Infra abzudecken.
Es ist beabsichtigt, die Flachen fir die Larmschutzwand in den Besitz des SV Infra zu
Ubertragen.

Wegen einer mdglichen Kampfmittelbeseitigung ist nicht auszuschliel3en, dass der
Stadtgemeinde Bremen weitere Kosten entstehen. Die erforderlichen Mittel werden —
soweit Dritte nicht zur vollstdndigen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden
kénnen — entsprechend den zur Verfligung gestellten Haushaltsmitteln in Anspruch ge-
nommen, Uber welche die Birgerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung zu be-
schlie3en hat.

Die Kosten fiir die Baumersatzpflanzungen im Wohngebiet WA 1 (Schulstandort) und
der Grinanlage Hakenburger See tragt die Stadtgemeinde Bremen (Senatorin fir Kin-
der und Bildung). Die Herstellungskosten betragen fiir 15 Baume 24.000,- Euro. Fur
die dauerhafte Pflege und Unterhaltung ist dariiber hinaus eine Abldsesumme von
10.071,35 Euro zu zahlen.

Langfristig sind rund 2000 m2 Griinflache inkl. des 500 m2 grof3en Spielplatzes von der
Stadt zu unterhalten.

Gender-Prifung

Als Wohn- sowie als Schulstandort kommt das Neubauvorhaben fir Frauen, Manner
und Diverse gleichermalRen in Frage. Durch das Vorhaben sind daher grundsatzlich
keine genderspezifischen Auswirkungen zu erwarten.

Anderungen bzw. Erganzungen des Planentwurfes und der Begriindung nach
der offentlichen Auslegung, Absehen von einer erneuten 6ffentlichen Auslegung

Nach der o6ffentlichen Auslegung sind der Bebauungsplanentwurf und die Begrindung
redaktionell Uberarbeitet und geandert bzw. erganzt worden.

> Anderungen bzw. Erganzungen des Planentwurfes

» Im Sudwesten des Plangebiets wird ein weiterer schiitzenswerter Baum mit einem
Erhaltungsgebot gesichert.

» Im Norden des Plangebiets wird eine vorhandene Telekommunikationsleitung ge-
kennzeichnet. Die Legende wurde entsprechend erganzt.

» Es wird die folgende Festsetzung neu aufgenommen: ,Im WA 5 ist in der Flache
fir Nebenanlagen eine Versorgungszentrale mit einer maximalen Gebaudehdhe
von 4 m zulassig.” Durch diese Festsetzung wird klargestellt, dass die geplante
Versorgungszentrale (Blockheizkraftwerk) in der dafir ausgewiesenen Flache fir
Nebenanlagen errichtet werden kann.
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» Die Planzeichnung wurde ferner um Hinweise zur oben genannten Telekommuni-
kationsleitung, zum Umgang mit moglichen Bodenfundstellen und zum Zustim-
mungserfordernis durch die Luftfahrtbehérde im Falle einer Uberschreitung einer
Gebéudehéhe von 22 m ergénzt.

» Anpassungen bzw. Ergéanzungen der Begriindung
Die Begrindung wurde

» unter C)

- 4. Flachen fur Nebenanlagen, Stellplatze, Millsammelplatze; Feuerwehrzu-
fahrten und — Aufstellflachen: erganzt durch eine Erlauterung der hinzugefiig-
ten Textlichen Festsetzung Nr. 11 zur Versorgungszentrale,

- 5. Larmimmissionen: im flinften Absatz der Sachstand zur Larmschutzwand
aktualisiert,

» unter D)

- Natur und Landschaft: die Informationen zu den Bestandsb&dumen prazisiert
sowie um artenschutzfachliche AusgleichsmalRnahmen zum Grauschnépper
und weitere Erlauterungen zum Schutz der Fledermause erganzt,

» unter E)

- 1. finanzielle Auswirkungen: um Erl&uterungen zu den Kosten fiir die Ersatz-
pflanzungen (Schulgrundstiick) erganzt.

Im Ubrigen wurde die Begriindung redaktionell tiberarbeitet. Dariiber hinaus wurden
die Anlagen 1, 2 und teilweise 3 der Begrindung ausgetauscht.

» Absehen von einer erneuten 6ffentlichen Auslegung

Die vorgenannten Erganzungen des Planentwurfs und der Begrindung nach der 6f-
fentlichen Auslegung sind redaktioneller Art oder dienen der Klarstellung bzw. Prazisie-
rung, ohne dass wesentliche Veranderungen der Planung bzw. Betroffenheiten entste-
hen.

Durch die Erganzung des Bebauungsplans und der Begriindung werden die Grund-
zuige der Planung nicht berthrt. Die Erganzung berticksichtigt die im Rahmen der Be-
hdrdenbeteiligung vorgetragenen Hinweise. Abwagungsrelevante neue Erkenntnisse
und Inhalte haben sich dadurch nicht ergeben. Die Erganzung wurde mit den davon
bertihrten Behérden und der betroffenen Grundstiickseigentimerin abgestimmt.

Auf eine Einholung weiterer Stellungnahmen der Offentlichkeit kann verzichtet werden,
da diese von den Ergdnzungen nicht betroffen ist. Daher wird von einer erneuten 6f-
fentlichen Auslegung gemaf 8§ 4 a Abs. 3 BauGB abgesehen.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
wird hierzu unter Il. Beschlussvorschlage um eine entsprechende Beschlussfassung
gebeten.

Abstimmung der Planung nach der 6ffentlichen Auslegung

Ausgangslage

Der Bebauungsplanentwurf 2449 (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) hat geman der Ver-
einbarung zum Schallschutz in der stadtebaulichen Planung Festsetzungen fur die
Freibereiche der Geschosswohnungsbauten (Sozialer Wohnungsbau) getroffen. Fir
die Reihenh&user wurden keine Festsetzungen getroffen.
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2. Stellungnahme des Gesundheitsamtes

Das Gesundheitsamt der Freien Hansestadt Bremen hat mit Schreiben vom 14.12.2018
folgende Stellungnahme abgegeben:

Larm:

Die textlichen Festsetzungen 16, 16.1, 16.2, 16.3 und 16.4 entsprechen
der Vereinbarung zum Schallschutz in der stadiebaulichen Planung vom

01.03.2016.

Die textliche Festsetzung 16.4 bezieht sich jedoch ausschlieBlich auf die
Gebiete WA 1, 3 und 5. Gemal Vereinbarung zum Schallschutz in der
stadtebaulichen Planung in Verbindung mit den tatsachlich auftretenden
Larmwerten ist die textliche Festsetzung 16.4 aber auch fur die Gebiete
WA 2, 4 und 6 zwingend erforderlich. Im Rahmen der frihzeitigen Behdr-
denbeteiligung und weiterer Abstimmungsgesprache wurde von lhnen
und dem Vorhabentrager jedoch schon deutlich dargelegt, dass die textli-
che Festsetzung nicht fir die Reihenhausbebauung getroffen werden
soll. Dieses Vorgehen, im Rahmen des Bebauungsplanes nicht eine Ein-
hausung mindestens eines Freibereiches pro Wohneinheit zu fordern,
sondern nur die spatere Moglichkeit fir den dann Betroffenen zu erdfi-
nen, solche MaBnahmen vorzunehmen, konterkariert unseres Erachtens
die aus gesundheitlichen Erwagungen von uns vorgeschlagenen textli-
chen Festsetzungen. In der Konsequenz Uberlasst der Vorschlag berech-
tigte Forderungen letztlich der Freiwilligkeit. Dieses Vorgehen wird von
uns abgelehnt.

Aus diesem Grund lehnen wir den Bebauungsplan ab und geben ihn
zur weiteren Bearbeitung an die Senatorin far Wissenschaft, Gesundheit
und Verbraucherschutz, Abteilung fir Gesundheit, Ref. 44, Frau Blume-
Runge und Frau Dr. Schtt.

Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr sowie die Senatorin fir Wissenschaft, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz haben sich in der ,Vereinbarung zum Schallschutz in
der stadtebaulichen Planung“ vom 01.03.2016 auf die Einhaltung von Standards ver-
standigt. Danach sind sich die Ressorts dartber einig, dass Férderung der Innenent-
wicklung ein wesentliches Ziel bei der stadtebaulichen Planung ist. Bei der Ausweisung
neuer Wohnbebauung kann dieses stadtentwicklungspolitische Ziel jedoch zu Immissi-
onskonflikten fihren. Die Regelungen der Verwaltungsvereinbarung dienen dem Ge-
sundheitsschutz der kinftigen Bewohner.

Im Rahmen dieser Vereinbarung nimmt die Bauverwaltung nach der Ziffer 8 der Ver-
einbarung wie folgt Stellung:

Fur die Beurteilung der Schallsituation im Geltungsbereich des Bebauungsplans 2449
wurde ein Immissionsgutachten erarbeitet. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis,
dass der Summenpegel tags (Flug- + Schienenldarm) mit 60 — 62 dB(A) zwischen 5 und
7 dB(A) Uber dem Orientierungswert fur Allgemeine Wohngebiete der DIN 18005 von
55 dB(A) am Tage liegt.
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Werden die Larmquellen jedoch einzeln betrachtet, wird folgendes deutlich: Bei alleini-
ger Betrachtung des Schienenlarms werden unter Berlicksichtigung der geplanten
Larmschutzwand an der zukinftigen Stral3enbahntrasse die Orientierungswerte von 55
dB(A) tags nahezu in allen Freibereichen (EG und Dachterrassen) im Plangebiet einge-
halten.

Bei der separaten Betrachtung des Fluglarms ist jedoch nicht nur der aquivalente Dau-

erschallpegel, sondern auch der Spitzenpegel, der teilweise bei tber 80 dB(A) liegt, zu

bertcksichtigen. Gegen diese Spitzenpegel ist mit einem vertretbaren technischen Auf-
wand Uber verglaste Loggien oder Wintergarten kein ausreichendes Abschirmen gegen
den Fluglarm moglich. Den Larmspitzen stehen zeitlich deutlich tberwiegende Phasen

ohne Flugbewegungen gegeniber.

Den vermeintlichen Vorteil einer L&rmminderung, den die zukiinftigen Bewohner somit
durch eine Einhausung der Freibereiche bek&men, wirde mit einem Verlust eines qua-
litativ hochwertigen, besonnten und tatsachlichen Freibereichs einhergehen. Im Hin-
blick auf die Wohnqualitat wird somit in den Bereichen des Bebauungsplans (WA 2, 4
und 6), in denen die Schaffung der mdglichen Eigenheimbildung mit kleinen Einheiten
im Vordergrund steht, auf die Festsetzung einer zwingenden Einhausung der Freiberei-
che verzichtet.

Unabhéangig davon wird im Bebauungsplan geregelt, dass die tiberbaubare Flache um
bis zu 3 m Uberschritten werden darf, sodass es den zukinftigen Bewohnern der Rei-
henhauser freigestellt und mdglich ist, ihre Terrasse mit einem Wintergarten zu Uber-
bauen (vgl. Begriindung Kapitel D. ,Erforderliche passive La&rmschutzmalRnahmen®).

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um einen Bebauungsplan der Innenent-
wicklung. Neben diesem Ubergeordneten Ziel steht die SchlieBung einer stadtebauli-
chen Licke, die seit Jahren brachliegt und immer weiter verwildert sowie die Integra-
tion der Flache in die bestehende Nachbarschaft im Vordergrund. Eine tber den Be-
bauungsplan zwingend vorgeschriebene Einhausung aller Freibereiche wiirde zudem
vermutlich dazu fiihren, dass die Grundstiicke nicht wirtschaftlich vermarktet werden
kénnen und somit eine zeitnahe Entwicklung des Grundstiicks ausbliebe.

Fur die konkret geplanten zwei Geschosswohnungsbauten und somit fiir alle bisher ge-
planten sozial geférderten Wohnungen, ist der Bau von verglasten Loggien bzw. Win-
tergarten tber die Festsetzung 16.4 zwingend vorgeschrieben.

Zusammenfassend wird an den Planungszielen zur Wohnbauentwicklung im Sinne der
Innenentwicklung und damit an den bisherigen Festsetzungen zum Schallschutz fest-
gehalten. Die Gebiete WA 2, 4 und 6 bleiben weiterhin von der textlichen Festsetzung
16.4 ausgenommen.

In einem Gesprach am 21.01.2019 wurden der Senatorin fur Gesundheit diese Hinter-
grinde erlautert. Die Senatorin fir Gesundheit hélt an der Stellungnahme vom
14.12.2018 fest.

Stellungnahme des Beirates

Der Beirat Huchting hat den Plan immer positiv begleitet und in seiner Sitzung am
17.12.2018 zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss wurde jedoch nicht gefasst. Im
Rahmen der offentlichen Auslegung hat der Beirat keine Stellungnahme abgegeben.

Dem Ortsamt Huchting wurde diese Deputationsvorlage gemaf der Richtlinie Gber die
Zusammenarbeit des Senators fur Umwelt, Bau und Verkehr mit den Beiraten und
Ortsamtern in der Fassung vom 17. November 2016 Uibersandt.

Beschlussvorschlage

1. Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft beschlie3t in Kenntnis der Larmthematik die Fortfihrung des Planverfahrens
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zum Bebauungsplan 2449 fir ein Gebiet in Bremen-Huchting zwischen den StralRen
Willakedamm und Am HalRkamp (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) entsprechend dem
Votum des Senators fur Umwelt, Bau und Verkehr.

2. Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft fasst den Beschluss, dass gemal3 § 4a Abs. 3 BauGB von einer erneuten 0f-
fentlichen Auslegung des Bebauungsplanes 2449 fir ein Gebiet in Bremen-Huchting
zwischen den StraBen Willakedamm und Am Hallkamp (Bearbeitungsstand:
12.02.2019) einschlief3lich Begrindung abgesehen wird.

3. Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft beschliel3t den Bericht zum Entwurf des Bebauungsplanes 2449 fir ein Gebiet
in Bremen-Huchting zwischen den Stralen Willakedamm und Am HalRkamp (Bearbei-
tungsstand: 12.02.2019).

Anlagen
— Bericht der Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft

— Begrundung zum Bebauungsplan 2449 (Bearbeitungsstand: 12.02.2019)
— Entwurf des Bebauungsplanes 2449 (Bearbeitungsstand: 12.02.2019)



Bericht der Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtent-

wicklung, Energie und Landwirtschaft

Bebauungsplan 2449

fur ein Gebiet in Bremen-Huchting zwischen den StralRen Willakedamm und Am Hal3-
kamp

(Bearbeitungsstand: 12.02.2019)

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft legt
den Bebauungsplan 2449 (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) und die entsprechende Begriin-
dung vor.

A) Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)

1.

Planaufstellungsbeschluss

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
hat am 19.12.2013 beschlossen, dass fiir das Plangebiet der Bebauungsplan 2449 auf-
gestellt werden soll (Planaufstellungsbeschluss). Dieser Beschluss ist am 21.12.2013 be-
kannt gemacht worden. Bei dem Bebauungsplan 2449 handelt es sich um einen Plan der
Innenentwicklung (8 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Die Voraussetzungen nach § 13a Abs. 1
BauGB fur ein ,beschleunigtes Verfahren® liegen vor.

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach § 1la BauGB
sind in diesem Bebauungsplanverfahren bewertet und bertcksichtigt worden.

Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB

Zum Bebauungsplanentwurf 2449 ist am 07.08.2017 vom Ortsamt Huchting eine friihzei-
tige Beteiligung der Offentlichkeit an der Bauleitplanung in einer 6ffentlichen Einwohner-
versammlung durchgefiihrt worden. Anderungen in den Planungszielen haben sich auf
Grund der Einwohnerversammlung nicht ergeben.

Frihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager oOffentlicher Belange nach § 4
Abs. 1 BauGB

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 2449 ist die friihzeitige
Behordenbeteiligung nach 8§ 4 Abs. 1 BauGB durchgefiihrt worden. Das Ergebnis dieser
Beteiligung ist in die Planung eingeflossen.

Gleichzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach §
4 Abs. 2 BauGB und offentliche Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB

Die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs.
2 BauGB und die offentliche Auslegung gemal} § 3 Abs. 2 BauGB sind fur den Bebau-
ungsplan 2449 gleichzeitig durchgefiihrt worden (8 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in Verbindung
mit 8§ 4a Abs. 2 BauGB).
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Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
hat am 01.11.2018 beschlossen, den Entwurf zum Bebauungsplan 2449 mit Begriindung
offentlich auszulegen.

Der Planentwurf mit Begriindung hat vom 20.11.2018 bis 20.12.2018 gemaf § 3 Abs. 2
BauGB beim Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr offentlich ausgelegen. Zugleich hat
Gelegenheit bestanden, vom Entwurf des Planes mit Begriindung im Ortsamt Huchting
Kenntnis zu nehmen.

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind tber die 6ffentliche Ausle-
gung gemal § 3 Abs. 2 BauGB unterrichtet worden.

Ergebnis der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange und der
offentlichen Auslegung

Das Gesundheitsressort lehnt den Bebauungsplanentwurf 2449 ab. Entsprechend der
.vereinbarung zum Schallschutz in der stadtebaulichen Planung” vom 01.03.2016 ist die
Auffassung der Senatorin fur Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz in der
Deputationssitzung am 21.03.2019 vorgetragen worden. Die Deputation fur Umwelt,
Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft hat sich in Kenntnis der ab-
lehnenden Stellungnahme des Gesundheitsressorts der Auffassung von SUBV ange-
schlossen.

Einige weitere Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange haben Hinweise vor-
getragen, die zu Anpassungen/Ergédnzungen des Planentwurfs und der Begriindung ge-
fuhrt haben. Auf den Gliederungspunkt 7 dieses Berichts wird verwiesen. Nach Klarung
bestimmter Fragen haben die librigen Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Be-
lange gegen die Planung keine Einwendungen erhoben.

Stellungnahmen der Offentlichkeit

Anlasslich der 6ffentlichen Auslegung sind keine Stellungnahmen der Offentlichkeit ein-
gegangen.

Anderung bzw. Erganzungen des Planentwurfs und der Begriindung nach der éffentlichen
Auslegung

Nach der 6ffentlichen Auslegung und der gleichzeitig durchgefuhrten Behdrdenbeteili-
gung sind der Planentwurf und die Begriindung tGberarbeitet und erganzt worden.

Anderung bzw. Erganzung des Planentwurfes
Der Planentwurf ist redaktionell wie folgt erganzt worden:

» Im Sudwesten des Plangebiets wird ein weiterer schitzenswerter Baum mit ei-
nem Erhaltungsgebot gesichert.

» Im Norden des Plangebiets wird eine vorhandene Telekommunikationsleitung ge-
kennzeichnet. Die Legende wurde entsprechend erganzt.

» Es wird die folgende Festsetzung neu aufgenommen: ,Im WA 5 ist in der Flache
fir Nebenanlagen eine Versorgungszentrale mit einer maximalen Gebaudehohe
von 4 m zulassig.” Durch diese Festsetzung wird klargestellt, dass die geplante
Versorgungszentrale (Blockheizkraftwerk) in der dafiir ausgewiesenen Flache fir
Nebenanlagen errichtet werden kann.
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» Die Planzeichnung wurde ferner um Hinweise zur oben genannten Telekommuni-
kationsleitung, zum Umgang mit méglichen Bodenfundstellen und zum Zustim-
mungserfordernis durch die Luftfahrtbehorde im Falle einer Uberschreitung einer
Gebaudehothe von 22 m ergénzt.

Der beigefiigte Planentwurf (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) enthélt die vorgenannten
Erganzungen.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, den vorgenannten Planerganzungen zuzustimmen.

Anderungen bzw. Erganzungen der Begriindung

Aufgrund der vorgenannten Plandnderungen bzw. -ergéanzungen wurde die Begriindung
entsprechend Uberarbeitet und unter folgenden Gliederungspunkten modifiziert:

Die Begrindung wurde
» unter C)

- 4. Flachen fur Nebenanlagen, Stellplatze, Millsammelplatze; Feuerwehrzu-
fahrten und - Aufstellflachen: erganzt durch eine Erlauterung der hinzugefiig-
ten Textlichen Festsetzung Nr. 11 zur Versorgungszentrale,

- 5. Larmimmissionen: im flinften Absatz der Sachstand zur La&rmschutzwand
aktualisiert,

» unter D)

- Natur und Landschaft: die Informationen zu den Bestandsbaumen prazisiert
sowie um artenschutzfachliche AusgleichsmalRnahmen zum Grauschnéapper
und weitere Erlauterungen zum Schutz der Flederm&use erganzt,

» unter E)

- 1. finanzielle Auswirkungen: um Erlauterungen zu den Kosten fir die Ersatz-

pflanzungen (Schulgrundsttick) erganzt.

Im Ubrigen wurde die Begriindung redaktionell tiberarbeitet. Dartiber hinaus wurden die
Anlagen 1, 2 und teilweise 3 der Begriindung ausgetauscht.

Die Begriindung (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) enthélt die vorgenannten Anderun-
gen.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, der gednderten Begriindung (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) zuzustimmen.

Absehen von einer erneuten 6ffentlichen Auslegung geman § 4a Abs. 3 BauGB

Die vorgenannten Erganzungen der Begriindung nach der 6ffentlichen Auslegung sind re-
daktioneller Art oder dienen der Klarstellung bzw. Préazisierung, ohne dass wesentliche Ver-
anderungen der Planung bzw. Betroffenheiten entstehen (siehe Gliederungspunkt 7 dieses
Berichtes).

Durch die Erganzung des Bebauungsplans und der Begrindung werden die Grundzige
der Planung nicht beriihrt. Die Erganzung berticksichtigt die im Rahmen der Behdrdenbe-
teiligung vorgetragenen Hinweise. Abwéagungsrelevante neue Erkenntnisse und Inhalte
haben sich dadurch nicht ergeben. Die Ergdnzung wurde mit den davon berihrten Behor-
den und der betroffenen Grundsttickseigentimerin abgestimmt.
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Auf eine Einholung weiterer Stellungnahmen der Offentlichkeit kann verzichtet werden, da
diese von den Erganzungen nicht betroffen ist. Daher wird von einer erneuten 6ffentlichen
Auslegung gemal § 4 a Abs. 3 BauGB abgesehen.

Stellungnahme des Beirates

Der Beirat Huchting hat den Plan immer positiv begleitet und in seiner Sitzung am
17.12.2018 zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss wurde jedoch nicht gefasst. Im Rah-
men der 6ffentlichen Auslegung hat der Beirat keine Stellungnahme abgegeben.

Beschluss

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
bittet den Senat und die Stadtbirgerschaft, den Bebauungsplan 2449 fir ein Gebiet in
Bremen-Huchting zwischen den Stral3en Willakedamm und Am HaRRkamp
(Bearbeitungsstand: 12.02.2019) zu beschliel3en.

Vorsitzender Senator



Begrindung

zum Bebauungsplan 2449 ,Willakedamm® fir ein Gebiet in Bremen-Huchting
zwischen den StraRen Willakedamm und Am HaRkamp

(Bearbeitungsstand: 12.02.2019)

A)

B)

Plangebiet
Das Plangebiet hat eine Grof3e von 2,58 ha und liegt im Stadtteil Huchting, Ortsteil
Kirchhuchting.

Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplans

Entwicklung und Zustand

Im Sommer 2005 wurde das Schulzentrum Willakedamm im Ortsteil Kirchhuchting ge-
schlossen. 2007 wurden alle Geb&ude abgerissen. Bislang ist nur eine 0,3 ha grof3e
Teilflache im Nordosten mit einem Kindergarten neu bebaut worden. Der Uberwiegen-
de Teil liegt weiterhin brach.

Vom ehemaligen Schulkomplex ist nur noch die Grunstruktur erhalten. Von hoher Be-
deutung ist die raumbildende Baumkulisse am Stidrand des Grundstiicks, die eine Ab-
grenzung zur sich sidlich anschliel3enden Einfamilienhausbebauung bildet. Einzelne
zum Teil gebietspradgende Grofibdume befinden sich verstreut auch in der Flachenmit-
te.

Die Anbindung des Plangebiets an das Ubergeordnete Stral3ennetz ist gut. Die Bun-
desstraf3e 75, die in die Innenstadt sowie zu den Autobahnen fihrt, ist in ca. 5 Pkw-
Minuten erreichbar. Das Plangebiet ist Gber die StralRe Willakedamm erschlossen. Die-
se endet als Sackgasse unmittelbar an der Trasse der Bremen-Thedinghauser-
Eisenbahn (BTE). FuRgé&nger*innen und Radfahrer*innen kdnnen die BTE-Trasse in
Richtung der westlich anschlieRenden Wohnbebauung tberqueren. Im Stliden ist das
Plangebiet Uiber eine schmale Wegeparzelle an die StraRe ,Am HalBkamp“ angebun-
den. Eine Anbindung an den OPNV erfolgt durch die Buslinien 55, 57 und 58 sowie die
Stral3enbahnen der Linien 1 und 8, die mit einer Fahrzeit von 15 min eine gute Anbin-
dung an die Bremer Innenstadt bieten. Im Rahmen der geplanten Verlangerung der
StralRenbahnlinien 1 und 8 ist zudem eine neue Haltestelle unmittelbar nordlich des
Plangebiets vorgesehen. Die zuklnftige StralRenbahntrasse soll von den Gemeinden
Weyhe und Stuhr bzw. von der Heinrich-Plett-Allee, Uber die BTE-Trasse und den Wil-
lakedamm zur heutigen Endstation am Roland-Center gefiihrt werden. Der Planfest-
stellungsbeschluss fir den im Bundesland Bremen befindlichen Abschnitt der
Bahntrasse ist gefasst worden, wird zum Zeitpunkt der Bebauungsplanaufstellung je-
doch beklagt, so dass keine abschlieBende Einschatzung zur moéglichen Umsetzung
erfolgen kann. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans schliel3t im Norden im Be-
reich Willakedamm und im Westen unmittelbar an den Geltungsbereich des Planfest-
stellungsbeschlusses an.

Im Rahmen eines Werkstattverfahrens wurde im Jahr 2014 mit einem Team aus Stadt-
und Landschaftsplanungsbiiros in enger Abstimmung mit dem Beirat und lokalen Akt-
euren ein stadtebauliches Konzept entwickelt. Basierend auf diesem Konzept wurde
das Grundstick im Rahmen einer Konzeptausschreibung zum Verkauf angeboten.
Aufgrund der prognostiziert steigenden Nachfrage nach Schulplatzen wurde von der
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Senatorin fur Kinder und Bildung der Bedarf zur Nutzung einer Teilflache am Willake-
damm flr ein temporares Schulgebaude Anfang 2018 angemeldet. Die nérdliche Teil-
flache bleibt daher zun&chst im Eigentum der Stadt, der sidliche Teil der Flache wurde
an eine Vorhabentragerin veraul3ert. Sollte der Standort langfristig nicht fir eine Schule
bendtigt werden, kann auch dieser verauf3ert und mit Wohngebauden bebaut werden.

Der Planaufstellungsbeschluss fur den Bebauungsplan erfolgte am 19.12.2013. Der
Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr legte 2012 eine Liste mit rund 30 stadtischen wie
auch privaten Flachen vor, die vorrangig zu Wohnbauland entwickelt werden sollen.
Das Grundstuck ist in dieser Liste gefuhrt (Senatsbeschlusses vom 28.08.2012).

2. Geltendes Planrecht

Fur den Geltungsbereich existiert derzeit kein rechtskraftiger Bebauungsplan.

Der Flachennutzungsplan Bremen in der Fassung der Bekanntmachung vom
4.12.2014 stellt den Geltungsbereich des Bebauungsplans als gemischte Bauflache
dar. Entlang des Willakedamms wird eine Grinverbindung dargestellt. Der Flachennut-
zungsplan ist somit im Wege der Berichtigung anzupassen.

Die Bahnanlagen westlich des Plangebiets sind nachrichtlich ibernommen und durch
die Darstellung ,StraRenbahntrassen — Planung” Uberlagert. Fir diesen Bereich ist der
Planfeststellungsbeschluss fir die Stralenbahntrasse gefasst worden, wird zum Zeit-
punkt der Bebauungsplanaufstellung jedoch beklagt.

3. Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplans
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Das Plangebiet soll durch eine Ringstral3e erschlossen werden, die im Norden an den
Willakedamm anschlief3t. Bis auf den nérdlichen Strang soll der ErschlieBungsring als
verkehrsberuhigter Bereich ausgestaltet werden. Im Sitiden des Plangebiets ist zudem
eine Ful3- und Radwegeverbindung zur StralRe Am Hafl3kamp vorgesehen.

Es ist fast ausschlielich eine zweigeschossige Reihenhausbebauung mit zuséatzlichem
Staffel- oder ausgebautem Dachgeschoss vorgesehen. Lediglich am stdwestlichen so-
wie sudostlichen Plangebietsrand sollen zwei Mehrfamilienhauser entstehen. Insgesamt
sind 55 Reihenhauser geplant. Zusammen mit den beiden Mehrfamilienhdusern sollen
somit rund 75 Wohneinheiten umgesetzt werden. Sofern im nérdlichen Bereich anstelle
der dort geplanten Schule (s.u.) auch eine Wohnnutzung verwirklicht wird, kbénnen ca. 35
weitere Wohneinheiten entstehen. Insbesondere durch die Reihenh&user kann die be-
stehende Nachfrage nach eher gunstigen Moglichkeiten der Eigentumsbildung befriedigt
werden. Familien werden durch das Angebot an Grundstiicken mit eigenem Garten an-
gesprochen. Bei der Entwicklung des Konzeptes ist das Bremer Modell zur Schaffung
von Sozialwohnungen zu berucksichtigen (Sozialwohnungsquote von mindestens 25 %).

Im Norden hatte die urspringliche Planung das Ziel, einen Quartiersplatz mit Gewerbe
in der Erdgeschosszone zu entwickeln. Es bestand jedoch kein nachhaltiges Interesse
Gewerbetreibender, so dass dieses Planungsziel aufgegeben wurde. Die geplante Platz-
flache wurde folglich zu einem eher privaten Vorplatz fur die dann vorgesehene Wohn-
nutzung verkleinert. Aufgrund des angemeldeten Flachenbedarfs fir eine Schulnutzung
wurde die Planung gegeniber dem Vorentwurfstand angepasst. In den Stadtteilen links
der Weser wird ein Anstieg der Zahl der Grundschiler um 16,5 % bis zum Jahr 2025
erwartet. Es sollen daher u.a. im Stadtteil Huchting Kapazitaten fur weitere Grundschul-
klassen geschaffen werden. Einer der Standorte fiir eine dreigliedrige Grundschule ist
eine Flache an der Amersfoorter Stral3e. Bis zur Fertigstellung dieser Schule wird eine
Interimslésung angestrebt, die im nordlichen Teil des Plangebiets realisiert werden soll.
Mittelfristig kann die Flache, wie urspringlich geplant, fir den Wohnungsbau genutzt
werden.

Am Ostrand des Plangebiets entsteht stidlich der vorhandenen Kindertagesstatte eine
offentliche Grinflache, in die eine Kinderspielflache integriert wird. Es kann somit pra-
gender Altbaumbestand erhalten und ein Abstand zu den &stlich angrenzenden Be-
standsbauten eingehalten werden. Der Bereich mit Altbaumbestand im Nordwesten des
Plangebiets kann ggf. als Schulhof genutzt werden.

Der ruhende Verkehr im stdlichen Gebiet wird gebiindelt in Stellplatzanlagen innerhalb
des ErschlieBungsrings und in Nachbarschaft zu den beiden Mehrfamilienhdusern sowie
dezentral unmittelbar direkt auf den Reihenhausparzellen untergebracht. Die erforderli-
chen Stellplatze fur den mittelfristig moglichen Wohnungsbau im Norden werden west-
lich der Gebaude angeordnet. Bei vortibergehender Nutzung des Standortes flr schuli-
sche Zwecke koénnen die im Vergleich zu einer Wohnnutzung erforderlichen gré3eren
Gebaudetiefen durch Inanspruchnahme dieser Stellplatzflachen erreicht werden, der
Vorplatz bleibt jedoch erhalten. Der Stellplatzbedarf der Schule ist deutlich geringer als
bei einer Wohnnutzung, so dass die festgesetzte grof3ziigige Stellplatzflache fir Schul-
gebadude und als Schulhof genutzt werden kdnnen.

Zur Realisierung der Planung ist die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich.
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C)

1.

Planinhalt

Art der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet

Fur das Plangebiet werden Allgemeine Wohngebiete festgesetzt. Durch diese Festset-
zung wird gesichert, dass das Gebiet Uberwiegend dem Wohnen dient. Das geschaffene
Angebot kommt der weiter steigenden Nachfrage nach kostengiinstigem Wohnraum in
der Stadtgemeinde Bremen zugute. Zugleich werden Spielraume flr eine vertragliche
Form der Ergadnzung z.B. durch nicht stérende handwerkliche, gewerbliche oder freibe-
rufliche Nutzungen ermdglicht. Zudem sind Anlagen fir soziale und gesundheitliche
Zwecke zulassig, so dass die Ansiedlung einer Schule planungsrechtlich méglich ist.

In den Allgemeinen Wohngebieten sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht zulds-
sig (siehe textliche Festsetzung Nr. 1). Gartenbaubetriebe sind in der Regel sehr fl&-
chenintensiv und wirden somit der planerischen Idee widersprechen. Tankstellen wur-
den zuséatzliche Verkehre und damit Immissionen erzeugen sowie das Stadtbild des
Quartiers beeintrachtigen und folglich die Wohnqualitat mindern.

Dartber hinaus sind in den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 — WA 6 auch Laden sowie
Schank- und Speisewirtschaften ausgeschlossen (siehe textliche Festsetzung Nr. 2),
weil sie sich hier auch aufgrund der ErschlieBung mittels eines verkehrsberuhigten Be-
reichs nicht konfliktfrei integrieren lassen. Ziel ist es zudem, diese publikumswirksamen
Nutzungen nur im nérdlichen Bereich des Plangebiets (WA 1), in funktionaler Néhe zur
perspektivischen StraRenbahnhaltestelle, anzusiedeln.

MaR der baulichen Nutzung

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird entsprechend dem dem Bebauungsplan zu Grun-
de liegenden stadtebaulichen Konzept definiert.

Grundflachenzahl (GRZ)
Fur die Allgemeinen Wohngebiete werden die folgenden Grundflachenzahlen festge-
setzt:

- WA 3 und WA 5 (Geschosswohnungsbau im Stdosten und Sudwesten) = 0,3
- WA 1 und WA 6 (Bereich Nord und innerhalb der RingerschlieRung) = 0,4
- WA 2 und WA 4 (Reihenhausbebauung im Westen und Suden) = 0,45

Somit wird fur das uberwiegende Plangebiet das gem. § 17 Absatz 1 BauNVO zulassige
HochstmaR von 0,4 eingehalten oder unterschritten. Die geringfiigige Uberschreitung
der Obergrenze im WA 2 und WA 4 um 0,05 ist gemal § 17 Absatz 2 BauNVO aufgrund
der nachfolgend benannten Griinde stadtebaulich gerechtfertigt bzw. erforderlich:

- Es kann ein effektiver Beitrag zur Befriedigung der Nachfrage nach Wohnraum in
einer bereits sehr gut erschlossenen und gut mit Infrastruktur versorgten Lage ge-
leistet werden.

- Durch die vorhergehende Nutzung war das Plangebiet bereits teilweise versiegelt
und wird nun nachgenutzt.

- Die Ubersch_reitung ist ausschlieRlich aufgrund der verhaltnismafig grof3ziigigen
Terrassen (Uberschreitung der Baugrenze um bis zu 3 m) erforderlich. Diese tra-
gen maldgeblich zu einer attraktiven Wohnsituation bei, sind aber nicht raumwirk-
sam.

- Bei Reihenhauszeilen sind Grundstiicke von sogenannten Mittelhdusern zu einem
grol3eren Anteil bebaut als bei sogenannten Endhdusern. Fur die Endhduser ware
eine GRZ von 0,4 ausreichend, fur die Mittelhauser musste eine héhere GRZ als
0,45 festgesetzt werden. Da fur die Reihenhduser keine Realteilung beabsichtigt

4
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ist, wird eine GRZ von 0,45 fur die gesamte Reihenhauszeile der WA 2 und WA 4
festgesetzt.

Die Uberschreitung wird durch folgende Umstande und MaRnahmen ausgeglichen:

- Entlang der Rander des Plangebiets werden die Griunstrukturen durch die Fest-
setzung von Einzelbaumen gesichert. Auch im Bereich der Stellplatze und der 6f-
fentlichen Verkehrsflachen erfolgen Anpflanzungen. Zudem sieht das stadtebau-
liche Konzept eine 6ffentliche Grinflache vor, so dass trotz der teilweise héheren
GRZ eine vertragliche Dichte erreicht werden kann.

- Die Uberschreitung der GRZ ist nur in Teilbereichen des Plangebiets erforderlich,
so dass die bauliche Dichte in Bezug auf das gesamte Plangebiet ausgeglichen
wird.

Zudem wird die Uberschreitung der GRZ im WA 2 und WA 4, in denen eine GRZ von
0,45 zulassig ist, auf maximal 0,6 beschrankt (zulassig waren gem. § 19 Abs. 4 BauNVO
0,675). Hiervon wird nur im Bereich der Stellplatzanlagen der WA 2, WA 3 und WA 4
abgewichen. Da die Stellplatzanlagen aller Voraussicht nach separate Grundstiicke bil-
den werden, ist die Uberschreitung der GRZ hier auf max. 0,65 begrenzt (siehe textliche
Festsetzung Nr. 3). Durch die detaillierte Festsetzung mdglicher Nebenanlagen wie Gar-
tenhduser, Uberdachte Fahrradabstellplatze, usw. (siehe textliche Festsetzungen 8-11
und 13) kann sichergestellt werden, dass keine weitere Uberschreitung der GRZ erfor-
derlich ist. Die Obergrenze gem. § 17 BauNVO werden somit zwar in Teilbereichen
Uberschritten, die gem. § 19 Abs. 4 BauNVO maximale Uberschreitungsmoglichkeit von
0,6 in Allgemeinen Wohngebieten wird im gesamten Plangebiet, mit Ausnahme einer
Stellplatzanlage, eingehalten.

Diese vorangestellten Umstdnde und MaRnahmen gewahrleisten, dass die allgemeinen
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse nicht beeintrachtigt und
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden.

Uberbaubare Grundstiicksflachen

Das stadtebauliche Konzept wird durch Festsetzungen zu Uberbaubaren Flachen durch
Baugrenzen planungsrechtlich fixiert. Sie sichern im nérdlichen Bereich eine stadtebau-
liche Struktur, die zusammen mit der gegeniberliegenden Kindertagesstatte den stadte-
baulichen Raum fasst und stralRenbegleitend in das neue Quartier hineinfiihrt. Gleichzei-
tig wird unabhéngig von der zukinftigen Nutzung die Ausgestaltung eines kleinen Plat-
zes im Bereich des Quartierseingangs festgesetzt. Im stidlichen Plangebiet sichern bau-
koérperbezogene Baugrenzen die Umsetzung des abgestimmten stadtebaulichen Kon-
zepts. Die Anordnung der Baugrenzen schitzt im Zusammenwirken mit den Einzel-
baumfestsetzungen zudem den bestehenden und pragenden Baumbestand im Plange-
biet.

Um den Anforderungen an zeitgemaflRen Wohnraum entsprechend gut nutzbare Auf3en-
wohnbereiche zu erméglichen, ist in den Allgemeinen Wohngebieten WA 2, WA 4 und
WA 6 eine Uberschreitung der Baugrenzen fir Terrassen und Wintergarten um bis zu
drei Meter zulassig (siehe textliche Festsetzung Nr. 4). Im WA 1, WA 3 und WA 5 ist die
Uberschreitung entsprechend der beabsichtigten Bauform von Mehrfamilienhausern
auch fur Balkone und Loggien bis zu drei Meter zulassig (siehe textliche Festsetzung Nr.
5). Fir das WA 3 und das WA 5 wird zum Schutz der angrenzenden Baumkronen er-
ganzend festgesetzt, dass die Uberschreitung nur in Richtung Osten und Westen (WA 3)
bzw. in Richtung Siden und Westen (WA 5) zuldssig ist. Es kbnnen somit angemessen
tiefe AufRenwohnbereiche realisiert werden. Gleichzeitig bleibt ausreichend Platz fur
Gartenbereiche erhalten.

Um im Sinne einer Angebotsplanung den besonderen Anforderungen einer mdglichen
(temporaren) Nutzung als Schulstandort gerecht zu werden, wird fir das WA 1 festge-
setzt, dass eine Uberschreitung der Baugrenzen fur Schulgebdude und Nebenanlagen
der Schule ausnahmsweise zuldssig ist, jedoch nur innerhalb der festgesetzten Flachen
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fur Stellplatze und Nebenanlagen (siehe textliche Festsetzung Nr. 6). Der wichtige Be-
lang einer ausreichenden Grundschulkapazitat und die besonderen Anforderungen an
die Ausgestaltung von Schulgebauden ist hier im Rahmen der Abwégung hdher zu ge-
wichten, als die Fixierung einer bestmdglichen stadtebaulichen Figur.

Hohe baulicher Anlagen

Fir die Gebaude im WA 1 wird Uberwiegend ein Mindest- und Hochstmaf3 von 10 —13 m
festgesetzt, was eine mit der Umgebung vertragliche Héhe der Geb&ude sichert. Fir das
nordlichste Gebaude am Quartierseingang werden 13 — 16 m als Mindest- und Hochst-
malfd festgesetzt. Dies ermdglicht die Ausbildung eines stadtebaulich pragnanten Quar-
tiersauftakts. Ein Mindestmal? wird festgesetzt, um entsprechend der planerischen Ideen
einen stadtisch wirkenden Platz mit entsprechend ausgepragter Bebauung zu sichern.

Fur die Reihenhauser mit Flachdach / flachgeneigtem Dach im Zentrum des Plangebiets
wird eine maximal zuldssige Geb&udehohe von 10,5 m festgesetzt. Dies erméglicht eine
bis zu dreigeschossige Bebauung. Damit die Reihenh&duser nicht zu massiv wirken, wird
durch eine Baugrenze eine Rickstaffelung definiert. Fir die unteren beiden Geschosse
wird eine Gebaudehdhe von max. 7,5 m festgesetzt. Die festgesetzte Gebadudehohe be-
ricksichtigt bereits die erforderliche Begrenzung der Dachterrassen durch Bristungen.
Fur die Reihenhduser im Siden wird die Ausbildung eines Satteldaches sowie eine ma-
ximal zulassige Firsth6he von 12 m und eine Traufh6he von 6,5 m als Hochstmald aus-
gewiesen, um die Dachform der angrenzenden Nachbarbebauung aufzugreifen und ei-
nen angemessenen Ubergang zu schaffen.

Die beiden Mehrfamilienhduser sollen Hohenstaffeln erhalten. Dies wird durch die ent-
sprechende Ausweisung von Baugrenzen in Kombination mit als Hochstmalf3 zulassigen
Gebaudehthen von maximal 7,5 m und 12 m (Stidwesten) bzw. 12 m und 15 m (Stdos-
ten) planungsrechtlich fixiert. Es wird die Mdéglichkeit eines dritten bzw. vierten zurick-
gestaffelten Geschosses geschaffen, welches attraktiven Wohnraum mit Terrassen und
eine angemessene Dichte in diesem Bereich erméglicht. Das stidostliche Gebaude bil-
det zudem einen stadtebaulichen Hochpunkt, um einen Auftakt fir die ErschlielBung des
Plangebiets von Siden zu bilden. Gleichzeitig passen sich beide Gebaude durch die
Ruckstaffelung an die etwas niedrigere Umgebungsbebauung an.

Um eine Beeintrachtigung des Ortsbildes durch Dachaufbauten zu verhindern, wird fir
die mit einem Flachdach versehenen Gebé&ude die Uberschreitung der Gebaudehohe
durch technische Aufbauten, Aufzugstberfahrten, Treppenhausausstiege und Solar-
energieanlagen beschrankt. Sie sind nur ausnahmsweise zuldssig und missen mindes-
tens 2,5 m von der Aul3enfassade zuriickgesetzt werden, damit sie sowohl in der Fern-
sicht als auch aus dem Stralenraum in Augenhéhe nicht als solche wahrnehmbar sind.
Fur Solarenergieanlagen gilt abweichend, dass der Abstand zur AuBenfassade auf bis
zu 1 m reduziert werden kann, soweit eine H6he von 1 m nicht Uberschritten wird (siehe
textliche Festsetzung Nr. 7). Folglich werden MalRnahmen zugunsten des Klimaschutzes
beginstigt und dem & 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB entsprochen.

Hinsichtlich der Hohenlage der Gebaude wird zudem festgesetzt, dass die Oberkante
der fertigen Ful3bodenoberflachen in der Erdgeschossebene mindestens 0,1 m uber
StraRenhohe herzustellen ist (siehe textliche Festsetzung Nr. 14). Vor dem Hintergrund
des Klimawandels und den damit einhergehenden Starkregenereignissen kann hier-
durch ein Schutz der Geb&ude und sonstigen Einrichtungen erreicht werden.
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3. Verkehrsflachen

Offentliche Verkehrsflache

Die neu geplante Stral3e wird Uberwiegend als 6ffentliche Stral3enverkehrsflache festge-
setzt. Der 6stliche, sidliche und westliche Strang des ErschlieRungsrings soll als ver-
kehrsberuhigter Bereich ausgebildet werden. Damit grenzen die meisten privaten
Grundstiicke unmittelbar an die Mischverkehrsflache anstelle eines Gehwegs. Aus die-
sem Grund ist beabsichtigt, auf den privaten Grundstiicken, die an einer 6ffentlichen
StralBenverkehrsflache liegen, eine Flache (sogenannte Aufstellflache) von mind. 1,5 x
1,5 m zu errichten. Die Flache dient dazu, dass auch ohne einen Gehweg kein unmittel-
bares Betreten des StralRenraums erfolgt. N&heres wird im ErschlieBungsvertrag gere-
gelt.

Die geplante fu3laufige Anbindung an die Stralle Am HalRkamp wird als Verkehrsflache
mit besonderer Zweckbestimmung ,Ful3- und Radweg" festgesetzt um Kklarzustellen,
dass uber diese Verbindung keine Erschliel3ung fiir den Kfz-Verkehr erfolgen soll.

Private Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung

Die Reihenhauszeilen sollen Uberwiegend auch Uber Wohnwege, unabhangig vom mo-
torisierten Verkehr, erschlossen und miteinander verbunden werden. Hierzu werden im
WA 2, WA 3, WA 4 und WA 6 private Stral3enverkehrsflachen mit besonderer Zweckbe-
stimmung FuBweg festgesetzt und so dem nicht-motorisierten Verkehr vorbehalten. Im
Grundbuch soll dann ein Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit gesichert werden. Hier-
mit wird sichergestellt, dass auch die Grundsticke, die nicht an einer 6ffentlichen Ver-
kehrsflache liegen, von der Allgemeinheit erreicht werden kdnnen.

Geh- Fahr und Leitungsrechte

Das Plangebiet ist derzeit nicht an die 6ffentliche Kanalisation angeschlossen. Um an
die Regen- und Schmutzwasserkanéle der StraRe Am HaRkamp anschlieBen zu kon-
nen, sind Leitungen vom Bereich der RingerschlieBung zur StraRe Am HaRRkamp zu ver-
legen. Diese sind aul3erhalb der 6ffentlichen Verkehrsflachen durch ein Geh-, Fahr- und
Leitungsrecht (GFL) zugunsten der Versorgungsunternehmen gesichert. Eine Nut-
zungseinschrankung fir den festgesetzten privaten Stellplatz ergibt sich nur vorriber-
gehend, sofern Arbeiten an der Leitung erforderlich werden.

Weiterhin wird unmittelbar sidlich der 6ffentlichen Griinflaiche ein Gehrecht zugunsten
der Allgemeinheit gesichert. Dieses dient der fu3laufigen Anbindung an den Bestand
und der Verknupfung der Quartiere (vgl. Kapitel 6).

4. Flachen fir Nebenanlagen, Stellplatze, Millsammelplatze; Feuerwehrzufahrten und
- aufstellflachen

Um ein moglichst einheitliches stadtebauliches Bild und zusammenhé&ngende Gartenbe-
reiche zu schaffen, wird festgesetzt, dass Nebenanlagen, die Geb&ude sind, sowie Zu-
fahrten nebst Feuerwehraufstellflachen aufl3erhalb der bebaubaren Flachen nur inner-
halb der in den seitlichen oder rickwartigen Grundstiicksbereichen festgesetzten Fla-
chen fir Stellplatze und Nebenanlagen zuldssig sind (siehe textliche Festsetzung Nr. 9).
Nebenanlagen, die dem Kinderspiel dienen, sind von der Festsetzung ausgenommen,
so dass der ruckwartige Bereich als Schulhof mit entsprechenden Nebenanlagen oder
als wohnungsnahe Spiel- und Griinflache dienen kann.

Gartenhduser sind zudem nur in den festgesetzten Flachen fir Nebenanlagen und bis
zu einer maximalen Grundflache von je 10 m? und einer Hohe von 2,5 m zulassig (siehe
textliche Festsetzung Nr. 10). Nebenanlagen sowie Zufahrten und Feuerwehraufstellfl&-
chen sind so nur in einer stadtebaulich nicht erheblich wirksamen Grol3e und Lage mdg-
lich.

Im WA 1 wird durch die Festsetzungen zudem sichergestellt, dass der geschuitzte
Baumbestand dem Planungsziel entsprechend langfristig erhalten werden kann. Somit
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werden die baulichen Strukturen und der Baumbestand den Auftakt in das Quartier pra-
gen. An der sudlichen Plangebietsgrenze und im WA 6 liegen die Flachen fir Nebenan-
lagen teilweise im Bereich der Baumkronen der zum Erhalt festgesetzten Baume. Zwi-
schen den Reihenhauszeilen (WA 4) und im Bereich der Flachen fur Stellplatze (WA 6)
werden daher weitere Flachen fur Nebenanlagen festgesetzt, um die Anzahl der Gar-
tenh&user im Bereich der Baumkronen moglichst zu minimieren. Fir die Errichtung ein-
zelner Gartenhduser im Bereich der Baumkronen wird auf 8§ 3 der Bremer Baumschutz-
satzung verwiesen. Demnach durfen keine Mal3Bhahmen im Wurzelbereich unterhalb der
Krone geschutzter Baume durchgefihrt werden, die zu Beschadigungen oder Beein-
trachtigungen fuhren kénnen. Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass keine massi-
ven Fundamente (z.B. Beton) errichtet werden durfen.

Weiterhin setzt der Bebauungsplan zur Absicherung des stadtebaulichen Konzepts und
zum Schutz der nicht Gberbaubaren Flachen fest, dass Stellplatze, Carports und Gara-
gen nur in den daflr festgesetzten Flachen zulassig sind (siehe textliche Festsetzung
Nr. 8) und somit vorwiegend in geblndelten Stellplatzanlagen untergebracht werden.
Nur vereinzelt werden Stellplatze auf privaten Grundstiicken von Reihenendhdusern an-
geordnet. Um qualitatsvolle AuRenanlagen zu schaffen, wird zudem festgesetzt, dass
oberirdische Garagen nicht zulassig sind. Im Bereich des WA 5 sind in einem Teilbe-
reich Stellplatze oder Carports zulassig. Diese Ausnahme erfolgt, da die Vorgartenberei-
che des WA 4 im Gegensatz zu den anderen Allgemeinen Wohngebieten teilweise eine
geringere Tiefe aufweisen, so dass gesonderte Abstellmdglichkeiten, beispielsweise flr
Fahrréader, an anderer Stelle geschaffen werden muissen (siehe textliche Festsetzung
Nr. 12). Auch im Bereich des Geschosswohnungsbaus sind Fahrradabstellplatze in der
Néhe zu schaffen. Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass innerhalb der Flachen fir
Stellplatze auch Uberdachte Abstellmdglichkeiten fir Fahrréader zulassig sind. Im Sinne
der Verkehrssicherheit wird festgesetzt, dass private Stellplatze einen Mindestabstand
von 3 m zur offentlichen Verkehrsflache einhalten missen (siehe textliche Festsetzung
Nr. 21).

Aufgrund der verhaltnismafig schmalen o6ffentlichen Verkehrsflachen ist das Abstellen
der gemeinschaftlichen Mullsammelbehélter nur in den dafiir gekennzeichneten Flachen
zulassig (siehe Festsetzung Nr. 14). Diese Regelung gilt allerdings nicht fur das Aufstel-
len von Miilltonnen fur den Hausmull der Reihenh&user. Diese kdnnen im Vorgartenbe-
reich abgestellt und zur Abholung an den Stral3enrand befdrdert werden.

Im Plangebiet ist im Bereich der Flachen fir Nebenanlagen im WA 5 die Errichtung einer
Versorgungszentrale (Blockheizkraftwerk) beabsichtigt. Die Kraft-Warmekopplung leistet
einen Beitrag zur Verringerung des Primarenergiebedarfs und zur Reduzierung von
CO»,-Emissionen. Damit diese Nutzung zweifelsfrei an der geplanten Stelle im Plange-
biet verwirklicht werden kann, wird im Bebauungsplan die Festsetzung getroffen, dass
im WA 5 in der Flache fir Nebenanlagen eine Versorgungszentrale mit einer maximalen
Gebaudehohe von 4 m zulassig ist (siehe Festsetzung Nr. 11).
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5. Larmimmissionen

Auf den Terrassen, Loggien und Balkonen werden aufgrund der Gesamtbewertung des
Stral3en-, Schienen- und Fluglarms am Tag Beurteilungspegel bis zu 64 dB(A) und
nachts bis zu 57 dB(A) erwartet. Damit werden die Orientierungswerte der DIN 18005
von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts Uberschritten.

Um ein gesundes Wohnen zu erméglichen, werden mit der Festsetzung Nr. 17 Vorkeh-
rungen getroffen, die zu einer Minimierung der Auswirkungen von Larm auf das Wohnen
beitragen. Entsprechend wird festgesetzt, dass durch geeignete Schallschutzmalnah-
men wie Schallschutzfenster, schallgedampfte Laibungen usw. zu gewahrleisten ist,
dass in den Aufenthaltsraumen der Wohnungen ein Innenraumpegel von nachts 30
dB(A) (siehe Festsetzungen 17.2 und 17.3) und tagsuber 35 dB(A) (siehe Festsetzung
17.1) nicht Gberschritten wird. Fur die Allgemeinen Wohngebiete WA 1, WA 3 und WA 5
wird zudem festgesetzt, dass durch verglaste Loggien oder Wintergarten mind. ein Frei-
bereich zu schaffen ist, fir den ein Mittelungspegel von 55 dB(A) tags erreicht wird (sie-
he Festsetzung 17.4). Fur die Reihenh&user wird eine Bauzone festgesetzt, in der das
Uberbauen der Terrassen mit Wintergarten zulassig ist.

Zum Zeitpunkt der Planaufstellung ist nicht bekannt, wann die Umsetzung des Planfest-
stellungsbeschlusses fur die Verlangerung der StraRBenbahnlinie 1 bis Mittelshuchting
einschlieB3lich der Stralenbahnlinie 8 bis zur Landesgrenze Bremen/Niedersachsen
(Verlangerung Stid) erfolgen wird.

Aufgrund der notwendigen Schallschutzmafinahmen gegen den Fluglarm fir die Wohn-
bereiche hat die von der StralBenbahn ausgehende Larmimmission nur Auswirkungen
auf die Nutzung der zur Bahn hin ausgerichteten privaten Gartenflachen. Um diese vor
dem StraRenbahnlarm zu schitzen, soll mit Bau der Bahn eine rund 170 m lange und
1,20 m hohe Larmschutzwand entlang der Bahngleise errichtet werden. Die L&rm-
schutzwand wird erst mit dem Ausbau der StralRenbahn erforderlich.

Die Lage der Larmschutzwand ist nicht im Bebauungsplan festgesetzt. Sie befindet sich
aul3erhalb des Plangebiets. Der Vorhabentrager der Stra3enbahnplanung hat zugesagt,
dass er einen Antrag auf Anderung des Planfeststellungsbeschlusses bei der Planfest-
stellungsbehorde stellen wird. Uber eine sogenannte Blaueintragung soll hieriiber die
geplante Wand in die Planfeststellung aufgenommen und verbindlich gesichert werden.

Trotz der benannten Larmimmissionen wird eine Wohnnutzung an diesem Standort auf-
grund der zentralen Lage, der guten OPNV-Anbindung und der mit der Entwicklung ver-
bundenen Deckung des Wohnbedarfes fir vertretbar gehalten. Bei der Wiedernutzung
einer Brachflache handelt sich um eine MalRnahme der Innenentwicklung, die Flache ist
in die umgebende Wohnbebauung eingebunden.

Weitere Aussagen zur Larmimmission werden im Kapitel D ,Umweltbelange” dargestellt.

6. Offentliche Griinfliche

Die am 06stlichen Plangebietsrand vorgesehene Griunflache wird tiberwiegend als dffent-
liche Grunflache mit der Zweckbestimmung Parkanlage festgesetzt. Eine angrenzende
ca. 500 m2 grolRe Flache wird mit der Zweckbestimmung Spielplatz festgesetzt. Die 6f-
fentliche Griunflache dient der Durchgriinung des Gebiets, dem Erhalt von zusammen-
hangendem Altbaumbestand und der Integration eines FulR3- und Radweges. Zudem
ergibt sich eine Verbindung zum ndrdlich gelegenen Grundstiick der KiTa sowie zur ¢st-
lich angrenzenden Wohnbebauung. Letztere wird durch ein Gehrecht gesichert (vgl. Ka-
pitel 3).
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8.

Entwasserung

Das Plangebiet ist derzeit nicht an das Kanalnetz angeschlossen. In unmittelbarer Nahe
des Plangebiets befinden sich keine leistungsfahigen Vorfluter. Die hydraulische Nach-
weisfuhrung (Retention, Jahrlichkeiten, Einleitungsstellen) wurde mit der hanseWasser
Bremen GmbH abgestimmt.

Regenwasser
Das Oberflachenwasser des Planungsgebiets soll tGber ein neues Regenwasserkanal-

netz mit Stauraumkanélen gesammelt, zwischengespeichert und gedrosselt an das Re-
genwasserkanalnetz abgegeben werden. Noérdlich des Plangebiets befindet sich in der
Stral3e Willakedamm ein Regenwasserkanal DN700, sudlich verlauft in der Stral3e Am
HalRkamp ein Regenwasserkanal DN350.

Eine Versickerung des anfallenden Oberflachenwassers ware aufgrund der Bodenver-
haltnisse moglich, ist aufgrund der anstehenden hohen Grundwassersténde jedoch nicht
empfehlenswert, da die empfohlene Sickerstrecke von 1 m (gem. Arbeitsblatt DWA-A
138 ,Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswas-
ser”) zwischen héchstem Grundwasserstand und Sohle der Versickerungsanlage nicht
eingehalten werden kann. Eine punktuelle Versickerung ist daher ausschlief3lich bei au-
Rergewohnlichen Starkregenereignissen vorgesehen. In diesen Fallen soll ein Anteil des
Oberflachenwassers in einer Uberflutungsmulde in der offentlichen Griinflache im Osten
des Plangebiets zwischengespeichert und versickert werden.

Zugunsten einer oberflachennahen Teilversickerung der Regenabflisse sind zudem die
Flachen fur Zufahrten und die Pkw-Stellplatze mit einer breitfugigen Pflasterung, offen-
porigen Steinen oder anderen MalBhahmen wasserdurchlassig zu gestalten (siehe textli-
che Festsetzung Nr. 13).

Schmutzwasser

Das Schmutzwasser wird in einem Schmutzwasserkanal gesammelt, der an die vorhan-
dene Schmutzwasserkanalisation in den Stralen Am HaRkamp und Willakedamm (je-
weils DN 250) angeschlossen wird. Die Kapazitaten der vorhandenen Kanéle sind aus-
reichend dimensioniert, um das anfallende Schmutzwasser aufzunehmen.

Solarenergie

Die textliche Festsetzung Nr. 16 legt fest, dass die tragenden Konstruktionen von Dach-
flachen so auszubilden sind, dass die Errichtung von Solarenergieanlagen mdaglich ist.
Die Gebaudestellung (iiberwiegend Stdausrichtung) erlaubt die Nutzung von Solarener-
gie. Den Belangen der Nutzung erneuerbarer Energie und des allgemeinen Klimaschut-
zes wird damit Rechnung getragen.

Erhaltungs- und Anpflanzgebote

Der vorhandene Baumbestand wird, soweit er nicht in Folge der Neubebauung weichen
muss, durch Erhaltungsgebote geschiitzt. Die zu erhaltenden B&dume sind im Plangebiet
raumlich markant und sowohl fir die ldentitdt des Quartiers als auch bioklimatisch be-
deutsam.

Durch die Neubauten kommt es voraussichtlich zum Entfall von 84 Baumen, davon sind
25 durch die Verordnung zum Schutze des Baumbestandes im Lande Bremen (Baum-
schutzverordnung) besonders geschiitzt (vgl. Anlage 1). Hieraus ergibt sich ein Ersatz-
bedarf von 46 grofl3kronigen Baumen. Der Ersatz der Baume soll vorrangig innerhalb des
Plangebiets erfolgen.

Das dem Bebauungsplan zu Grunde liegende Freiflachenkonzept sieht als Ausgleich die
Neuanpflanzung von 40 Baumen (10 grof3kronige und 30 kleinkronige) in den das Plan-
gebiet sdumenden Grinflachen, an der Ful3- und Radwegeverbindung und straf3enbe-

10
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gleitend vor (vgl. Anlage 1 + 2). Sie erganzen den das Plangebiet rahmenden Baumbe-
stand, verstarken die Idee einer griinen Verbindung abseits des motorisierten Verkehrs
und sorgen fir eine Durchgriinung des Quartiersinneren.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 2 — WA 6 werden die Baumanpflanzungen zeich-
nerisch festgesetzt. Da fir das WA 1 noch kein stadtebauliches Konzept vorliegt, wer-
den die Ersatzpflanzungen hier tber eine textliche Festsetzung geregelt (siehe Festset-
zung Nr. 20). Im Bereich der offentlichen Grin- und Verkehrsflachen ist eine Sicherung
durch den Bebauungsplan nicht erforderlich. Es kann darauf vertraut werden, dass der
Plangeber die Malinahmen auf eigenen Flachen umsetzt. Das Freiflachenkonzept wird
durch die gemanR Stellplatzortsgesetz erforderlichen Baume ergénzt, die im Bereich der
vier geplanten Stellplatzhtfe gepflanzt werden (12 Stellplatzbdaume) und einer Auflocke-
rung und Gliederung der privaten Stellplatzflachen dienen (siehe Festsetzung Nr. 19).

Durch die Anpflanzungen im Plangebiet kann der planungsbedingte Gehdlzverlust nicht
vollstandig ausgeglichen werden. Das verbleibende Ausgleichsdefizit von 25 grofR3kroni-
gen Baumen wird auf insgesamt drei externen Ausgleichsflachen in den Stadtteilen
Huchting und Woltmershausen beglichen (vgl. Anlage 3). Aufgrund der voraussichtlich
unterschiedlichen zeitlichen Entwicklungshorizonte des Schulstandortes im Norden und
der Wohnbebauung im Stiden sowie verschiedener Eigentiimer wird der Eingriff und der
erforderliche Ausgleich in einen Abschnitt Nord (WA 1) und einen Abschnitt Std (lbriges
Plangebiet) unterteilt:

Ubersicht geschiitzte Bestandsbaume, Féllungen und geplante Ersatzpflanzungen nach

Baufeldern
Baugebiet / Bestand | Davon Ersatzpflanzungen im | Ersatzpflanzun-
Standort fur eschiitz- geplante | Plangebiet/ Baumart gen aul3erhalt
Ersatzpflanzun- tge Fallun- noch nicht bestimmt des Plangebietes
gen gen
Baume
GroRRkro- | Kleinkro-
nig nig
Schulstandort 51 8 5
(nérdlicher Teil)
Grinanlage Ha- 1 | Feldahorn
kenburger See 0
Wohngebiet 23 17 10 25
(sudlicher Teil)
Hermannsburg 1 | Stieleichen
5 [als StralRen-
baume
Wardamm 8 | Stieleichen
4 | Stieleichen
als StralRen-
baume
Summe 74 25 10 30 3
7

11
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10.

D)

Im nordlichen Plangebiet werden 5 kleinkronige Baume gepflanzt (siehe Festsetzung Nr.
20). Die erforderlichen weiteren Ersatzpflanzungen sind im Bereich der Griinanlage Ha-
kenburger See (10 Feldahorne) vorgesehen. Im stdlichen Plangebiet werden 10 grof3-
kronige und 25 kleinkronige Baume gepflanzt. Die erforderlichen weiteren Ersatzpflan-
zungen sind in der Griinanlage Wardamm (8 groRR3kronige Stieleichen und 4 Stieleichen
als Stral3enbaume) sowie in der StralRe Hermannsburg (15 Stieleichen) vorgesehen. Die
Anzahl der zu leistenden Ersatzpflanzungen wurde mit dem Referat 31, Naturschutz und
Landschaftspflege, die Baumarten und Qualitaten auf3erhalb des Plangebietes mit dem
Umweltbetrieb Bremen abgestimmt.

Sofern Grundstiicke eingefriedet werden, ist dies zum o6ffentlichen und privaten Ver-
kehrsraum nur als Hecke aus laubabwerfenden Gehdlzen und in einer maximalen Héhe
von 0,8 m zuldssig (siehe Festsetzung Nr. 18). Die Einfriedungen werden so gestalte-
risch vergleichsweise einheitlich vorgenommen und es entsteht zugleich ein 6kologisch
wirksames Griunvolumen mit einheimischen Pflanzen. Um dem Sicherheitsinteresse der
Bewohner zu entsprechen, sind Z&une zuléssig, sofern sie von Hecken verdeckt wer-
den. Durch die Hohenbegrenzung bleiben die Sichtdreiecke im Plangebiet erhalten und
dienen somit der Verkehrssicherheit.

Kennzeichnung Leitungen/Versorgungsleitungen

Im Bebauungsplan wird die bestehende Hauptwasserleitung gekennzeichnet. Diese ver-
l&uft aus nordlicher Richtung kommend Uberwiegend an der 6stlichen Plangebietsgrenze
und entlang des Verbindungsweges zur StralRe Am Hal3kamp.

Umweltbelange

Nach § 13a Absatz 1 BauGB kann ein Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt
werden, wenn die zulassige Grundflache im Sinne von § 19 Absatz 2 BauNVO weniger
als 20.000 m2 betragt. Dies ist bei diesem Bebauungsplan der Fall.

Anhaltspunkte, dass die Erhaltungsziele oder der Schutzzweck der Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung und der Européischen Schutzgebiete (Natura 2000) beein-
trachtigt werden, bestehen nicht. Ebenfalls wird durch den Bebauungsplan 2449 nicht
die Zulassigkeit von Vorhaben begriindet, die einer Pflicht zur Durchfiihrung einer Um-
weltvertraglichkeitsprifung nach dem Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung
oder nach Landesrecht unterliegen. Es sind des Weiteren keine Pflichten zur Vermei-
dung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unféllen nach § 50 Satz 1 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten.

Zudem handelt es sich um eine MalRhahme der Innenentwicklung.

Samtliche Voraussetzungen fur die Durchfihrung des Planverfahrens nach § 13a
BauGB liegen somit vor. Von einer férmlichen Umweltprifung gemafld § 2 Absatz 4
BauGB wird abgesehen. Die Regelung zum Eingriffsausgleich ist nicht anzuwenden. Ei-
ne Minimierung der Eingriffe wurde angestrebt. Die Belange des Umweltschutzes nach
8§ 1 Abs. 6 und 7 BauGB und nach § 1a BauGB werden im Rahmen dieses Verfahrens
bewertet und berucksichtigt.

Dabei wurden folgende Unterlagen herangezogen:

- Larmtechnische Untersuchungen vom Januar 2017 (Bonk-Maire-Hoppmann
GbR, Garbsen)

- Stellungnahme des Geologischen Dienstes flr Bremen vom August 2013.

- Historische Recherche sowie orientierende Altlastenuntersuchung vom Novem-
ber 2013 (CONSENS Umweltplanung GmbH)

- Stellungnahme der Bodenschutzbehdrde (SUBV) vom Juli 2017.

12
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- Begutachtung des Baumbestandes vom November 2013 (Rahel Jordan Land-
schaftsplanung, Bremen)

- Potenzialeinschatzung zum Vorkommen von Brutvégeln und Fledermausen und
artenschutzrechtliche Prifung vom Dezember 2013 (BIOS — Gutachten fur 6ko-
logische Bestandsaufnahmen, Bewertungen und Planung, Osterholz-
Scharmbeck)

- Untersuchung zum Vorkommen von Brutvdgeln und Fledermausen vom Febru-
ar 2015 (BIOS - Gutachten fir 6kologische Bestandsaufnahmen, Bewertungen
und Planung, Osterholz-Scharmbeck)

- Landschaftsplanerischer Fachbeitrag einschl. spezielle artenschutzrechtliche
Prifung (saP) nach § 44 BNatSchG vom September 2018 (Ingenieurbiro Bor-
jes GmbH & Co. KG, Westerstede)

- Freiraumkonzept vom Juli 2018 (Ingenieurbiiro Bérjes GmbH & Co. KG, Wes-
terstede)

Natur und Landschaft

Im Landschaftsprogramm Bremen (LaPro) ist das Plangebiet als ,private aber offentlich
wirksame Grunstruktur besonderer Bedeutung® dargestellt. Durch die frihere Schulnut-
zung und deren Ruckbau ist die Landschaft jedoch bereits stark Uberpragt. Der natur-
raumtypische Bezug ist nicht mehr zu erkennen. Es handelt sich um einen urbanen
Raum.

Der westlich des Plangebiets parallel zur Bahntrasse angrenzende Gehdélzbestand wird
im LaPro als ,sonstige lineare Grinstruktur mit Uberwiegend hoher Bedeutung fir Natur
und Landschaft* beschrieben. Die Grinstrukturen am Willakedamm werden als ,ortsteil-
Ubergreifende Grunverbindung und Erholungsweg® dargestellt und sollen als lineare
Vernetzungsstruktur weiterentwickelt werden. Raumgliedernde Elemente, wie die an-
grenzenden Gehdlzbestdnde und die Altholzbestdnde der Siedlungsstellen sind durch
die Planung nicht betroffen.

Die beabsichtigte Versiegelung des Bodens fuhrt zu einer Beeintrachtigung samtlicher
Funktionen des belebten Bodenkodrpers. Es handelt sich jedoch um einen durch Nutzung
vorbelasteten Boden.

Tiere und Pflanzen

Um die Belange des Artenschutzes im Sinne des § 44 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) zu bericksichtigen, wurde fir das Plangebiet im Jahre 2013 eine arten-
schutzfachliche Potenzialabschatzung vorgenommen. 2014 erfolgte ergdnzend eine Er-
fassung empfindlicher Arten. Es sind demnach zwei gefahrdete Arten der Roten Liste zu
bertcksichtigen (Grauschnapper und Star). Fur diese Arten wurde im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens eine spezielle artenschutzrechtliche Priifung vorgenommen.

Grundsatzlich wurde der Erhalt mdglichst vieler Baume als Habitatrequisiten fir die
Brutvogelfauna angestrebt. Die Baume Nr. 3, 19, 44, 56 und 118 verfligen Uber Nist-
madglichkeiten (Hohlen, Nester) und sind daher artenschutzrechtlich relevant. Diese wer-
den Uber den Bebauungsplan zeichnerisch zum Erhalt festgesetzt.

Mit den Baumen Nr. 13 und 55 kdnnen zwei Baume nicht erhalten werden, die Uber
Hohlen verfugen und artenschutzrechtlich relevant sind. Deshalb werden vorgezogene
Ausgleichsmalinahmen durchgefiihrt und vor Rodung der Baume Nr. 13 und 55 kinstli-
che Nisthilfen fur den Grauschnépper installiert. Insgesamt werden 4 Nistkasten fur
Halbhohlenbruter innerhalb des Geltungsbereiches des B-Planes aufgehangt.

Damit die ©kologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestéatten im
raumlichen Zusammenhang auch bzgl. des Nahrungsangebotes weiterhin erfillt wird,
wird im stadtebaulichen Vertrag geregelt, dass die Art der Ersatzpflanzungen sowie die
Gestaltung der Grinflachen im Bereich des Ful3- und Radwegs zwischen Am HalRkamp
und dem Plangebiet sowie im Bereich der 6ffentlichen Griinanlage (zwischen 6ffentlicher
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Verkehrsflache und dem Fuf3- und Radweg) so gewahlt wird, dass die Vegetation das
Vorkommen von Insekten fordert und somit das Nahrungsangebot fir den Grauschnap-
per gefordert wird (Blihstreifen, blitenreiche BAume und Straucher).

Dariiber hinaus sind drei Baume zu fallen, die derzeit mit Nistkasten versehen sind. Im
stadtebaulichen Vertrag wird daher geregelt, dass die Nistkédsten der zu fallenden Bau-
me Nr. 55, 58 und 59 (vgl. Anlage 2) an den Baumen Nr. 44, 48 und 57 wieder aufge-
hangt werden.

Neben Brutvogeln wurden auch Flederméause untersucht. Infolge der geplanten Baum-
fallungen und Erhéhung des Versiegelungsgrads muss mit Beeintrachtigungen des Nah-
rungshabitats gerechnet werden. Der Wirkfaktor Verlust bzw. Verlagerung von Jagdge-
bieten wird sich aber nicht erheblich auf die lokale Population auswirken, da Ausweich-
bereiche im néaheren und weiteren Umfeld zur Verfigung stehen. Um die Auswirkungen
gering zu halten, sind méglichst viele Baume als Habitatsrequisiten fir die Fledermaus-
fauna erhalten geblieben. Die planungsbezogene Empfindlichkeit ist diesbeziglich als
eher gering einzustufen und es werden keine wesentlichen Auswirkungen auf die Fle-
dermausfauna erwartet.

Im Rahmen der Potenzialerfassung konnten keine Quartierstandorte im Untersuchungs-
gebiet festgestellt werden, noch ergaben sich Hinweise auf solche. Da Fledermause je-
doch regelmafig ihre Lebensstatten wechseln kénnen, ist ein Fledermausquartier im Be-
reich des Untersuchungsgebiets im Jahresverlauf nicht ausgeschlossen.

Die Baume Nr. 13, 55, 71 und 118 verfligen Uber geeignete Quartiere, so dass vor Fal-
lung und PflegemaRnahmen eine Uberprifung der Baume erforderlich ist. Die Baume
Nr. 71 und 118 sind Uber den Bebauungsplan zum Erhalt festgesetzt. Aufgrund des Ver-
lustes der Baume Nr. 13 und Nr. 55 wird zur Vermeidung einer weiteren Verschlechte-
rung fur die Fledermausfauna im Gebiet im stadtebaulichen Vertrag geregelt, dass zwei
Fledermauskasten innerhalb des Geltungsbereiches des B-Planes aufzuhangen sind.

Auf der Planzeichnung wird darauf hingewiesen, dass unter der Voraussetzung, dass
die Vegetationsraumungs- und Geholzrodungsarbeiten auf3erhalb der Brut- und Auf-
zuchtzeit, also zwischen dem 1. Oktober und dem 28. bzw. 29. Februar erfolgen, die
Nistkasten der betroffenen Baume entsprechend umgehangt werden und die Baume vor
Rodung auf Fledermausquartiere geprift werden, durch die Planungsrealisierung keine
Verstol3e gegen die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnde nach § 44 Absatz 1 Nr. 1
und 2 BNatSchG zu erwarten sind. Sollten bei der Fallung Hinweise auf Fledermaus-
quartiere zu Tage treten, sind die Fallarbeiten unverziiglich zu stoppen und die Natur-
schutzbehérde ist zu informieren.

Aufgrund des erhaltenswerten Baumbestands wird im stadtebaulichen Vertrag geregelt,
dass die gesamte Baumafinahme von einem o6ffentlich bestellten und vereidigten Baum-
sachverstandigen zu begleiten ist.

Boden (Altlasten/schadliche Bodenverénderungen)

Fur das Plangebiet wurde eine historische Recherche mit technischen Untersuchungen
durchgefuhrt. Demnach sind die Boden oberflachennah tiberwiegend mit gemischtkérni-
gen Sanden aufgeflllt. Darunter folgen nattrliche anstehende Sande.

Im Hinblick auf den Wirkungspfad Boden-Mensch wurden anhand umfangreicher Bo-
denuntersuchungen in weiten Teilen des Plangebiets unbedenkliche Schadstoffgehalte
ermittelt, so dass hier hinsichtlich der vorgesehenen Nutzung Wohnen und Spielen von
Kindern keine Bedenken bestehen. Lediglich im Sidden im Bereich einer ehemaligen
Weitsprunganlage mit Anlaufbahn und einer kleinrAumigen Oberflachenbefestigung mit
Schlacken werden die seit Dezember 2016 gultigen Prufwerte fir Benzo(a)pyren fur
Kinderspielen in Hohe von 0,5 mg/kg und fir Wohnen in Hohe von 1,0 mg/kg in Tiefen
von 0,2 m und 0,35 m Uberschritten. Es gibt keine Hinweise fiir eine Beeintrachtigung
des Grundwassers.
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Im Rahmen der FlachenerschlieBung und einer Verbringung von Aushubmaterial vom
Gelande ist von Boden auszugehen, der der Einbauklasse Z 0 nach LAGA (Landerar-
beitsgemeinschaft Abfall) entspricht. Lediglich im &uR3ersten Stiden des Grundstiicks ist
im Bereich der ehemaligen Weitsprunganlage und vor dem Trafogebaude mit Z 2 — Ma-
terial zu rechnen.

Zur Sanierung der relevanten Bereiche hat der Vorhabentrdger eine Sanierungsverein-
barung mit der Stadtgemeinde Bremen geschlossen. Dadurch ist gesichert, dass vor
Aufnahme einer Wohnnutzung eine Sanierung des Bodens erfolgt und die Prifwerte
eingehalten werden.

Auswirkungen auf das Klima

Das Kleinklima wird im Wesentlichen durch die Vegetation, die Wasserverhaltnisse im
Boden und durch das Gelanderelief bestimmt. Die mit der Planung verbundene Ande-
rung der Standortfaktoren wirkt sich auf die kleinklimatischen Verhéaltnisse aus. Im Be-
reich der Vorhabenflache wird die Bebauung zu einem leichten Temperaturanstieg fiih-
ren. Das Klima wird urbaner, die Frischluftproduktion eingeschrankt. Erhebliche Auswir-
kungen auf die bezlglich der Kaltluftproduktion besondere Bedeutung des Vorhabenge-
biets und die allgemeine klimatische Ausgleichsfunktion ergeben sich wegen der gerin-
gen Reichweite und Intensitat nicht.

Auswirkung auf den Menschen durch Larm
Auf das Plangebiet wirken sowohl StraRen- und Schienenverkehrs- als auch Fluglarm
ein.

Schienenverkehrslarm

Aufgrund der Planungen fir die Verlangerung der StralRenbahnlinien 1 und 8 ergeben
sich fur das Plangebiet Anforderungen an den Larmschutz. An den schienenzugewand-
ten Seiten der im westlichen Bereich des Plangebiets vorgesehenen Bebauung wird
(ohne Berucksichtigung des bis zum 31.12.2018 ansetzbaren sogen. Schienenbonus)
der WA-Orientierungswert der DIN 18005 von 55 dB(A) am Tage um bis zu 4 dB(A) und
der Nachtwert von 45 dB(A) um bis zu 10 dB(A) Uberschritten. Zudem kommt es auf den
hausnahen Freiflachen der geplanten Reihenhausgrundstiicke im westlichen Teil des
Baugrundstiicks am Tage zu deutlichen Uberschreitungen des WA-Orientierungswerts
(max. 61 dB(A)).

Es ist daher im Westen des Plangebiets eine etwa 170 m lange und 1,20 m hohe L&rm-
schutzwand als Verlangerung der bereits planfestgestellten Larmschutzwand vorgese-
hen. Durch sie werden die Larmimmissionen um bis zu 6,5 dB(A) gegeniber der ,freien
Schallausbreitung“ gemindert, so dass der Orientierungswert von 55 dB(A) am Tage auf
den Terrassen unterschritten und nur auf einigen wenigen Dachterrassen geringflgig
um 1 - 3 dB(A) uUberschritten wird. Der WA-Orientierungswert wird an den Gebauden
tagsiber im Erdgeschoss lberall eingehalten und in den oberen Etagen um hdchstens 2
dB(A) Uberschritten. In der Nachtzeit wird der WA-Orientierungswert um 1 — 8 dB(A)
Uberschritten. Im ndérdlichen Teil des Baugebiets ergibt sich fir die oberen Etagen der
geplanten Geschosswohnungsbauten keine wesentliche Minderung der Schienenver-
kehrslarmbelastung gegentber der Situation ohne Larmschutzwand.

Fluglarm

Das Plangebiet ist aufgrund der Nahe zum Flughafen Bremen Fluglarmbelastungen
ausgesetzt. Es befindet sich am westlichen Rand der Tag-Schutzzone 2, jedoch aul3er-
halb der Nacht-Schutzzone des Bremer Flughafens. Gemall § 6 des Gesetzes zum
Schutz gegen Fluglarm (FlugLG) diurfen Wohnungen hier grundséatzlich errichtet werden,
jedoch sind dabei die Schallschutzanforderungen der 88 6, 7 FlugLG i. V. m. Zweite
FlugLSV zu beachten.

Der aquivalente Dauerschallpegel durch Fluglarm liegt am Tage innerhalb des gesamten
Baugebiets bei LAeq Tag = 60 dB(A). Demnach wird der Orientierungswert von 55 dB(A)
allein durch die vorherrschenden Fluglarmimmissionen bei allen geplanten Gebauden
und auf allen hausnahen Freiflachen am Tage um rd. 5 dB(A) uberschritten. Aufgrund
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der Haufigkeit der Flugereignisse wird davon ausgegangen, dass das Spitzenpegel-
Kriterium der DIN 4109 hier erfillt ist. Dementsprechend ist fir den ,mafl3geblichen Au-
Renlarmpegel* der Maximalpegel heranzuziehen. Entsprechend den Messdaten der
Flughafen Bremen GmbH im Umfeld des Bremer Flughafens erreicht der mittlere Maxi-
malpegel im Bereich des Baugebiets 83 dB(A). Gemal3 DIN 4109 ist in diesem Fall ein
malfdgeblicher AuRenlarmpegel von 63 dB(A) (83 dB(A) — 20 dB(A) zu beriicksichtigen.

Die durch Fluglarm verursachten &quivalenten Dauerschallpegel in der Nachtzeit liegen
bei LAeq Nacht = 52 - 54 dB(A). Das Spitzenpegel-Kriterium in der Nachtzeit ist nicht er-
fullt. Bei allen geplanten Gebauden wird in der Nachtzeit allein durch die Einwirkung von
Fluglarmimmissionen der Orientierungswert fir WA-Gebiete um bis zu 9 dB(A) uber-
schritten. Die Gesamt-Immissionsbelastung wird im Plangebiet folglich wesentlich durch
die vorherrschenden Fluglarmimmissionen bestimmt.

Erforderliche passive LarmschutzmalRnahmen

Die erforderliche Schalldammung der Umfassungsbauteile (z.B. Wande, Fenster, Dach-
konstruktionen) von schutzbedrftigen Raumen ist nach der DIN 4109 ,Schallschutz im
Hochbau“ anhand der oben dargestellten AuRenlarmbelastung zu bemessen. Nach den
vorliegenden Rechenergebnissen befinden sich die meisten der geplanten Gebaude(-
seiten) im Larmpegelbereich 1ll. Da im westlichen und nérdlichen Teil des Baugebiets
zusatzlich die Schienenverkehrsgerausche von der kinftigen Stral3enbahntrasse zu be-
ricksichtigen sind, ergibt sich dort der La&rmpegelbereich IV. Trotz der teilweise tiberhdh-
ten Werte soll an dem Planungsziel festgehalten werden, neuen Wohnraum zu schaffen,
da es sich hier um eine besonders geeignete Flache mit guter Anbindung und umge-
benden Infrastruktureinrichtungen handelt.

Durch entsprechende MalRnahmen ist sicherzustellen, dass ein Innenraumpegel von 35
dB(A) tags und von 30 dB(A) nachts nicht Gberschritten wird. (Vgl. Kapitel C 5.)

Zum Schutz der AulRenbereiche wird fur die Allgemeinen Wohngebiete WA 1, WA 3 und
WA 5 zudem festgesetzt, dass z.B. durch verglaste Loggien oder Wintergarten fir min-
destens einen Freibereiche je Wohneinheit ein Mittelungspegel von 55 dB(A) tags ein-
gehalten wird (siehe textliche Festsetzung 17.4). In den Ubrigen Allgemeinen Wohnge-
bieten ermoglicht der Bebauungsplan zum Schutz der AuBenbereiche, dass neben Ter-
rassen auch Wintergarten realisiert werden kénnen. Daflir darf die Uberbaubare Flache
um bis zu 3 m Uberschritten werden (siehe textliche Festsetzungen Nr. 4 und 5). Fur die
Reihenhausbebauung wird tber die Mdglichkeit der Herstellung von Wintergarten hinaus
keine weitere Regelung getroffen. Den Bewohnern der Reihenhauser soll es freigestellt
sein, darUber zu entscheiden. Dies geschieht vor dem Hintergrund der Besonderheit der
Larmquelle, die in der Abwagung zu bertcksichtigen ist. Anders als der von einer stark
befahrenen StralRe ausgehende Larm, der als permanent einwirkender ,Larmteppich”
auf die bauliche Nutzung einwirkt, ist der Fluglarm dadurch gekennzeichnet, dass es zu
sich unregelménRig wiederholenden Larmspitzen kommt. In den zeitlich deutlich Gberwie-
genden Phasen ohne Flugbewegungen sind jedoch diese Immissionen nicht zu ver-
zeichnen.

Sonstiges
Die sonstigen in 8§ 1 Abs. 6 Nr. 7 und in 8 1a Abs. 3 und 4 BauGB genannten Umwelt-

belange sind durch die Planung nicht in abwégungsrelevantem Mal3e nachteilig betrof-
fen.
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E)

Finanzielle Auswirkungen / Genderprifung

1. Finanzielle Auswirkungen

Die ErschlieRungskosten fur das Plangebiet werden vom Vorhabentrdger ibernommen.

Die Kosten fur die Larmschutzwand sind bis zu einer Summe von 220.000 Euro durch
eine Einmalzahlung des Vorhabentragers gedeckt. Diese Summe ist auf Grundlage ei-
ner in 2017 aktualisierten Kostenschatzung mittelfristig fir den Bau der Wand auskdmm-
lich. Sollte sich der Bau der Stralenbahn und somit der Wand um einige Jahre verzo-
gern, ist von einer geringflgigen Kostensteigerung fur den Bau der Wand auszugehen.
Fur diesen Fall wird fir den Bau der Larmschutzwand eine zusatzliche Risikoabsiche-
rung Uber 52.000 Euro von der Immobilien Bremen AR gegeniber dem Sondervermd-
gen Infrastruktur der Stadtgemeinde Bremen (SV Infra) gegeben. Es ist nicht auszu-
schliel3en, dass sich der Bau der Stral3enbahn um einen erheblich langeren Zeitraum
verzogert, und sich die Kosten fir die LA&rmschutzwand dadurch deutlich erhdhen. Diese
mogliche Finanzierungsliicke ist durch das SV Infra abzudecken. Es ist beabsichtigt, die
Flachen fur die La&rmschutzwand in den Besitz des SV Infra zu Ubertragen.

Die Kosten fiur die Baumersatzpflanzungen im stdlichen Plangebiet und den externen
Standorten Grinanlage Wardamm und den StralBen Wardamm und Hermannsburg tragt
die Vorhabentrégerin.

Die Kosten fiir die Baumersatzpflanzungen im WA 1 und der Griinanlage Hakenburger
See tragt die Stadtgemeinde Bremen (Senatorin flr Kinder und Bildung). Die Herstel-
lungskosten betragen fur 15 Baume 24.000,- Euro. Fur die dauerhafte Pflege und Unter-
haltung ist dartiber hinaus eine Ablésesumme von 10.071,35 Euro zu zahlen.

Wegen der Kampfmittelbeseitigung ist nicht auszuschlieen, dass der Stadtgemeinde
Bremen weitere Kosten entstehen. Die erforderlichen Mittel werden — soweit Dritte nicht
zur vollstandigen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden kdnnen — entspre-
chend den zur Verfligung gestellten Haushaltsmitteln in Anspruch genommen, Gber wel-
che die Burgerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung zu beschlie3en hat.

2. Genderprifung

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans 2449 sind keine geschlechtsspezifischen
Auswirkungen zu erwarten. Das Plangebiet wird fir Frauen, Manner und Diverse ein
gleichermal3en attraktiver Lebens- und Aufenthaltsraum sein. Hier anséssige Haushalte
kénnen die erforderliche soziale Infrastruktur (z.B. Kindertagesstatte), Versorgungsmaog-
lichkeiten, Freizeitangebote und ausgedehnte Freiflachen in ful3laufiger Entfernung vor-
finden. Der Standort ermdglicht es, die Erfordernisse des Alltags gut zu organisieren.
Aspekte des Gender Mainstreaming werden somit durch den Bebauungsplan 2449 gut
erfllt.

Far Entwurf und Aufstellung Im Auftrag

Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr

Bremen, ........

Senatsrat
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Anlage 1: Bestandsbaume
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Anlage 2: Zu erhaltende und zu fallende Baume sowie Ausgleichspflanzungen innerhalb des

Plangebiets
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Anlage 3: Ersatzstandorte der Baume
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nnnnnnnn

Detailkarte Hakenburger See (10 Feldahorn) (Hinweis: Die tatséchlichen Standorte werden
vor Ausflihrung mit dem Umweltbetrieb Bremen abgestimmt.)

Detailkarte Wardamm -
Exteme Ersatzstandorts Baume |

Detailkarte Wardamm (12 Stieleichen, davon 4 als StraRenbaume)
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Detailkarten Hermannsburg (15 Stieleichen als Stralienbaume)
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Vorstadt am linken Weserufer
Flur: 26

Orlglnalmaﬂstab 1:1000
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Sie hat eine fir den Zweck der Planung

Bebauungsplan

2449

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt der amflichen Liegenschaftskarte und weist im
Geltungsbereich des Bebauungsplans die Geb&ude und stadtebaulich bedeutsamen baulichen
Anlagen sowie Strafien, Wege und Platze vollstandig nach. Stand vom: Mai 2017

Bremen, den 29. Mai 2017
Geolnformation Bremen
Landesamt fiir Kataster - - il - Infor

Im Auftrag

gez. Meyer
(Abteilungsieiter)

Diese Karte st gesetzlich geschitzt. Sie darf nur mit Zustimmung von Geolnformation Bremen
icht oder an Dritte weitergegeben werden

(5 14 Abs. 1 des Vermessungs- und Katatstergesetzes vom 16.10.1990 - Brem. GBI. 313 -64-a-1)

Auftragsnummer

ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

E Grenze des rdumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

BAULICHE NUTZUNG

Allgemeines Wohngebiet

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

z.B.GRZ 0,4

z.B.GH 10,5

z.B.
GH 10-13

z.B.TH 12

SD

Grundflachenzahl , Héchstmafi

Gebéudehdhe in Metern (iber StraRenhdhe, als Héchstmal

Gebéaudehdhe in Metern Uber StraBenhdhe, als Mindest- und
HéchstmaR

Traufhdhe in Metern (iber StraRenhohe, als Hochstmaly

Huhenbezugspunk{ ist immer die an der Grundstucksgrenze
liegende der & [ & im Bereich
der baulichen Anlage. Im WA 3 und im westlichen Baufenster des
WA4 gilt abweichend von Satz 1 die StraBenhdhe der privaten

d 2 -

Satteldacher
BAUGRENZEN

Baugrenze

VERKEHRSFLACHEN

]
(7 4

Offentliche StraRenverkehrsflache

Offentliche Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung

Private Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung

StraRenbegrenzungslinie
FuBweg

FuB- und Radweg

GRUNFLACHEN

]

Offentliche Griinfléche

Spielplatz

SONSTIGE FESTSETZUNGEN

Umgrenzung fiir Flachen von Nebenanlagen, Stellplatzen und
Mull- und Wertstoffsammelplatzen

Nebenanlagen

Stellplatze

Carports

Miill- und Wertstoffsammelpléatze (privat)

Erhalt von Ei a (mit K ichnung Kronensct

Anpflanzung von Einzelbdumen

Abgrenzung unterschiedliches MaR baulicher Nutzungen

KENNZEICHNUNGEN

unterirdische Hauptversorgungsleitung - Hauptwasserleitung
unterirdische Telekommunikationsleitung

g

—e—o—

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Versorgungstrager
zu belastende Flache

Mit Gehrechten zugunsten der Allgemeinheit zu belastende Flache

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

dn

In den Allgemeinen Wohngebieten sind die folgenden Nutzungen nicht zulédssig:
- Gartenbaubetriebe und
- Tankstellen.

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 2, WA 3, WA 4, WA 5, WA 6 sind zudem
die folgenden Nutzungen ausgeschlossen:

- Laden und

- Schank- und Speisewirtschaften .

In den allgemeinen Wohngebieten WA 2 und WA 4 ist die gemaB § 19 Abs. 4
BauNVO magliche Uberschreitung der als HochstmaB zuldssigen
Grundflachenzahl auf maximal 0,6 begrenzt. Nur in den festgesetzten Flachen fiir
Stellplatze im WA 2, WA 3 und WA 4 ist eine Uberschreitung der GRZ nach § 19
Abs. 4 BauNVO bis 0,65 zuléssig.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 2, WA 4 und WA 6 sind Uberschreitungen
der Baugrenzen durch zum Hauptgebaude zugehérige Terrassen und
Wintergarten bis zu 3 m zuléssig.

Im WA 1, WA 3 und WA 5 sind Uberschreitungen der Baugrenzen durch zum
Hauptgebaude zugehorige Terrassen, Balkone, Loggien und Wintergérten bis zu
3 m zulassig. Im WA 1 ist die in Satz i genannte Uberschreitung nur innerhalb
der ten Flachen fur Stellplatze und Nebenanlagen, im WA 3 nur an der
ostllchen und westlichen Fassade und im WA 5 nur an der sidlichen und
westlichen Fassade zuldssig.

Im WA 1 kann ausnahmsweise die Uberschreitung der Baugrenzen fiir
Schulgebaude und Nebenanlagen der Schule zugelassen werden, jedoch nur in
dem Umfang, dass die Flachen, die fiir Stellplatze und Nebenanlagen festgesetzt
sind, nicht Uberschritten werden.

Bei Flachdachern und flachgeneigten Déchern darf die maximal zuldssige
Gebaudehohe durch technische Aufbauten, Aufzugstiberfahrten ,
Treppenhausausstiege und Solarenergieanlagen ausnahmsweise Uberschritten
werden, wenn die Gestaltung des Gesamtbaukérpers und das Ortsbild nicht
beelmrachtlgt werden. Sie sind mindestens 2,5 m von der AuBenfassade
zurlickzusetzen . Soweit Solarenergieanlagen die zuldssige Hohe um nicht
mehr als 1 m (berschreiten , kann der Abstand von der AuBenfassade auf

bis zu 1 m reduziert werden.

Stellplatze sind nur innerhalb der besonders dafiir festgesetzten Bereiche
zulassig.

AuBerhalb der iberbaubaren Flachen sind Zufahrten nebst Feuerwehr-
aufstellflachen und Nebenanlagen, die Gebaude sind, nur innerhalb der fiir
Stellplatze und Nebenanlagen festgesetzten Flachen zulasslg Nebenanlagen die
dem Kinderspiel dienen, sind von der Regelung in Satz 1 ausgenommen .

In den Baugebieten sind Gartenh&user nur bis zu einer Grundflache von maximal
10 m?2 und einer Héhe von maximal 2,5 m und nur in der mit Na bezeichneten
Flache fiir Nebenanlagen zuléssig.

Im WA 5 ist in der Flache fur Nebenanlagen eine Versorgungszentrale mit einer
maximalen Gebaudehéhe von 4 m zuléssig.

In den Baugebieten sind oberirdische Garagen unzuléssig. Carports sind nur in
den dafiir festgesetzten Bereichen zulassig. Die maximale Hohe fir
Carportanlagen (iiberdachte Stellplatze) betragt 2,5 m.

Die Flachen fiir Zufahrten zu PKW-Stellplatzen sowie die Flachen fiir
PKW-Stellplatze und Wege sind mit einer breitfugigen Pflasterung, offenporigen
Steinen oder anderen MaBnahmen wasserdurchlassig zu gestalten.

Gemeinschaftliche Muill- und Wertstoffsammelbehélter sind ausschlieBlich
innerhalb der mit M/W gekennzeichneten Flachen zuldssig.

Die Oberkanten der fertigen FuBbodenoberflachen des ersten Vollgeschosses
(Erdgeschoss) sind mind. 0,1 m tber StraBenhohe herzustellen. Es gilt der
festgelegte Hohenbezugspunkt

Dietragende Konstruktion der Dacher der Hauptgebaude ist statisch und
technisch so auszubilden, dass die Errichtung von Anlagen zur Nutzung der
Solarenergie méglich ist.

17.  Innerhalb des Plangebietes sind erhebliche Uberschreitungen der Orientierungswerte
fur Allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts durch StraBen-,
Schienen- und Fluglarm zu erwarten.

Daher ist fur Neubauten und bei wesentlichen Umbauten im Plangebiet durch bauliche
MaBnahmen (z.B. Grui sct ende Al ing der
Fensterlaibungen) slcherzustellen dass

17.1 in zu Wohnzwecken dienenden Aufenthaltsraumen tagstber ein Innenlarmpegel
von maximal 35 dB(A) erreicht wird,

17.2 in Aufenthaltsraumen nachts bei AuBenpegeln > 45 und < 50 dB(A) durch
geeignete bauliche MaBnahmen (z.B. schallabsorbierende Ausblldung
der Fensterlaibung) der Innenlarmpegel von maximal 30 dB(A) "am Ohr des
Schlafenden" bei freier Belliftung (gekipptes Fenster) nicht tUberschritten wird,

17.3 bei AuBenpegeln > 50 < 60 dB(A) nachts in Aufenthaltsraumen durch geeignete
bauliche MaBnahmen (z.B. schallgedammte Luftungsoffnungen) der
Innenlarmpegel von maximal 30 dB(A) "am Ohr des Schlafenden" bei
geschlossenem Fenster nicht tberschritten wird und

17.4 in den WA 1, WA 3 und WA 5 flir mindestens einen hausnahen Freibereich
(Terrassen, Balkone und Loggien) durch geeignete bauliche MaBnahmen
(z.B. Wintergarten, verglaste Loggien) ein Mittelungspegel von 55 dB(A) tags
eingehalten wird.

18.  Einfriedungen der Grundstiicke sind zum 6ffentlichen und zum privaten Verkehrsraum
nur als Hecken aus laubabwerfenden Gehélzen in einer maximalen Héhe von 0,8 m
zuldssig. Zaune sind dort nur in Verbindung mit Hecken zuléssig, wenn sie von dlesen
zum offentlichen Raum verdeckt werden. Hecken und Z&une in den riickwartigen
Gartenbereichen sind von der Hohenbegrenzung in Satz 1 ausgenommen.

19.  Fur private Stellplatze sind je 6 Stellplatze ein Laubbaum zu pflanzen und dauerhaft zu
erhalten

20. Im WA 1 sind 5 kleinkronige Laubbdume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

21.  Private Stellplatze sind mit mindestens 3 m Abstand zur 6ffentlichen
StraBenverkehrsflache zu errichten.

HINWEISE

RECHTLICHE GRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F.d.B. vom 23. Januar 1990

(BGBI. | S. 132) zuletzt geandert durch das Gesetz vom 4. Mai 2017 (BGBI. | S. 1057)
Planzeichenverordnung (PlanzZV)

Bremische Landesbauordnung (BremLBO)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

Die Bestimmungen der Baumschutzverordnung bleiben von den Festsetzungen unberiihrt.
Notwendige Fallungen von Baumen sowie Rodungen von Gehdlzen und Vegetationsflachen
sind aus Griinden des Artenschutzes, vor allem zum Schutz von Fortpflanzungs- und
Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders geschiitzten Arten, ausschlieBlich in der
Zeit vom 1.10. bis 28.2. eines jeden Jahres zuldssig (§§ 39 und 44 BNatSchG). Ausnahmen
und Befreiungen von diesen Vorschriften des Artenschutzrechts sind im Vorwege bei der
Naturschutzbehorde zu beantragen. Werden Baume mit Nistkésten geféllt, sind diese
gereinigt in der N&he wieder aufzuhéngen. Sollten bei der Féllung Hinweise auf
Fledermausquartiere zu Tage treten, sind die Féllarbeiten unverziiglich zu stoppen und die
Naturschutzbehérde ist zu informieren .

Im Plangeblet ist mit dem Vorhandensein archa ischer Bodenft zu rechnen. Bei
e auch bei den K: i arbeiten , ist eine il der
Landesarchaologle erforderlich.

Im Planbereich ist mit Kampfmitteln zu rechnen.
Vor Aufnahme der planmaRigen Nutzung ist in Zusammenarbeit mit den zustandigen Stellen
eine Beseitigung der Kampfmittel sicherzustellen .

Bei Uberschreitung der Héhe von 22 m (iber NN durch bauliche Anlagen oder Teile solcher
sowie durch alle anderen Hindernisse ist die Zustimmung bzw. Genehmigung der
Luftfahrtbehorde gemaR § 12 bzw. 15 des LuftVG einzuholen.

Die im Norden des Plangebiets gekennzeichnete Telekommunikationsleitung ist nicht
lagegenau.. Vor Baubeginn der Bebauung muss eine Verlegung der Leitung erfolgen.
Alternativ sind in Abstimmung mit dem Leitungstréger die Bedingungen einer Uberbauung zu
priifen.

FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)

BEBAUUNGSPLAN 2449

fur ein Gebiet in Bremen - Huchting
zwischen den StraRen Willakedamm und
Am HalRkamp

(Bearbeitungsstand: 12.02.2019)
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Fir Entwurf und Aufstellung
Der Senator flir Umwelt, Bau und Verkehr

Bremen, ....cccoeeeveeeeecvveineeenes

ImAuftrag s
Senatsrat

Dieser Plan hat beim Senator flir Umwelt, Bau und Verkehr

gemaf § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch
VOB s biS .o offentlich ausgelegen.

Der Senator flir Umwelt, Bau und Verkehr

ImAuftrag =~ cssssscosmmsmssmmss

Dieser Plan hat im Ortsamt Huchting
VO biS senuunoanns ausgelegen.

Der Senator flir Umwelt, Bau und Verkehr

IMAURREGl = s
Beschlossen in der Sitzung des  Beschlossen in der Sitzung der
Senats am .. . Stadtbiirgerschaftam ............cccococveee
senator Direktor bei der

Bremischen Biirgerschaft

Bekanntmachung geman § 10 Abs. 3 Baugestzbuch im Amtsblatt
der Freien Hansestadt Bremen vom ...........cccccee... , Seite ..o

Planung: Halves Bebauungsp|an

Bearbeitet: Evers, Blro Evers &
Kissner, Stadtplaner

Verfahren: Mader-Focks 2449
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Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr	Bremen, den 28.02.2019

	‑ 64- / ‑ FB‑01 ‑

Telefon:	361‑5191	 (Frau Halves)

361-23977 (Herr Mader-Focks)

361-4136

Deputation für Umwelt, Bau, 
Verkehr, Stadtentwicklung, 
Energie und Landwirtschaft (S)

Vorlage Nr. 19/583 (S)

Deputationsvorlage

für die Sitzung der Deputation
für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung,
Energie und Landwirtschaft (S)

Bebauungsplan 2449 „Willakedamm“

für ein Gebiet in Bremen-Huchting zwischen den Straßen Willakedamm und Am Haßkamp

(Bearbeitungsstand: 12.02.2019)

Absehen von einer erneuten öffentlichen Auslegung
Bericht der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft

Sachdarstellung

Problem

Am 19.12.2013 hat die Baudeputation den Planaufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Willakedamm gefasst. Das Plangebiet umfasst das Grundstück des ehemaligen Schulzentrums Willakedamm im Ortsteil Kirchhuchting. Die Schule wurde 2005 geschlossen. Vom Schulkomplex ist nur noch die Grünstruktur erhalten. Die raumbildende Baumkulisse am Südrand des Grundstücks ist dabei besonders schützenwert.

Im Rahmen eines Werkstattverfahrens wurde im Jahr 2014 mit einem Team aus Stadt- und Landschaftsplanungsbüros in enger Abstimmung mit dem Beirat und lokalen Akteuren ein städtebauliches Konzept entwickelt. Basierend auf diesem Konzept wurde das Grundstück im Rahmen einer Konzeptausschreibung zum Verkauf angeboten. Aufgrund der prognostiziert steigenden Nachfrage nach Schulplätzen wurde von der Senatorin für Kinder und Bildung der Bedarf zur Nutzung einer Teilfläche am Willakedamm für ein temporäres Schulgebäude Anfang 2018 angemeldet. Die nördliche Teilfläche bleibt daher zunächst im Eigentum der Stadt, der südliche Teil der Fläche wurde an eine Vorhabenträgerin veräußert. Sollte der Standort langfristig nicht für eine Schule benötigt werden, kann auch dieser veräußert und mit Wohngebäuden bebaut werden. 

Für den Geltungsbereich existiert derzeit kein rechtskräftiger Bebauungsplan.

Lösung

Aufstellung eines Bebauungsplanes nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung). 

Finanzielle Auswirkungen / Gender-Prüfung

Finanzielle Auswirkungen

Die Erschließungskosten für das Plangebiet werden vom Vorhabenträger übernommen.

Die Kosten für die Lärmschutzwand sind bis zu einer Summe von 220.000 Euro durch eine Einmalzahlung des Vorhabenträgers gedeckt. Diese Summe ist auf Grundlage einer in 2017 aktualisierten Kostenschätzung mittelfristig für den Bau der Wand auskömmlich. Sollte sich der Bau der Straßenbahn und somit der Wand um einige Jahre verzögern, ist von einer geringfügigen Kostensteigerung für den Bau der Lärmschutzwand auszugehen. Für diesen Fall wird für den Bau der Lärmschutzwand eine zusätzliche Risikoabsicherung über 52.000 Euro von der Immobilien Bremen AöR gegenüber dem Sondervermögen Infrastruktur der Stadtgemeinde Bremen (SV Infra) gegeben. Es ist nicht auszuschließen, dass sich der Bau der Straßenbahn um einen erheblich längeren Zeitraum verzögert, und sich die Kosten für die Lärmschutzwand dadurch deutlich erhöhen. Diese mögliche Finanzierungslücke ist durch das SV Infra abzudecken. Es ist beabsichtigt, die Flächen für die Lärmschutzwand in den Besitz des SV Infra zu übertragen. 

Wegen einer möglichen Kampfmittelbeseitigung ist nicht auszuschließen, dass der Stadtgemeinde Bremen weitere Kosten entstehen. Die erforderlichen Mittel werden – soweit Dritte nicht zur vollständigen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden können – entsprechend den zur Verfügung gestellten Haushaltsmitteln in Anspruch genommen, über welche die Bürgerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung zu beschließen hat.

Die Kosten für die Baumersatzpflanzungen im Wohngebiet WA 1 (Schulstandort) und der Grünanlage Hakenburger See trägt die Stadtgemeinde Bremen (Senatorin für Kinder und Bildung). Die Herstellungskosten betragen für 15 Bäume 24.000,- Euro. Für die dauerhafte Pflege und Unterhaltung ist darüber hinaus eine Ablösesumme von 10.071,35 Euro zu zahlen.

Langfristig sind rund 2000 m² Grünfläche inkl. des 500 m² großen Spielplatzes von der Stadt zu unterhalten. 

Gender-Prüfung

Als Wohn- sowie als Schulstandort kommt das Neubauvorhaben für Frauen, Männer und Diverse gleichermaßen in Frage. Durch das Vorhaben sind daher grundsätzlich keine genderspezifischen Auswirkungen zu erwarten.

Änderungen bzw. Ergänzungen des Planentwurfes und der Begründung nach der öffentlichen Auslegung, Absehen von einer erneuten öffentlichen Auslegung

Nach der öffentlichen Auslegung sind der Bebauungsplanentwurf und die Begründung redaktionell überarbeitet und geändert bzw. ergänzt worden.

· Änderungen bzw. Ergänzungen des Planentwurfes 

· Im Südwesten des Plangebiets wird ein weiterer schützenswerter Baum mit einem Erhaltungsgebot gesichert. 

· Im Norden des Plangebiets wird eine vorhandene Telekommunikationsleitung gekennzeichnet. Die Legende wurde entsprechend ergänzt. 

· Es wird die folgende Festsetzung neu aufgenommen: „Im WA 5 ist in der Fläche für Nebenanlagen eine Versorgungszentrale mit einer maximalen Gebäudehöhe von 4 m zulässig.“ Durch diese Festsetzung wird klargestellt, dass die geplante Versorgungszentrale (Blockheizkraftwerk) in der dafür ausgewiesenen Fläche für Nebenanlagen errichtet werden kann. 

· Die Planzeichnung wurde ferner um Hinweise zur oben genannten Telekommunikationsleitung, zum Umgang mit möglichen Bodenfundstellen und zum Zustimmungserfordernis durch die Luftfahrtbehörde im Falle einer Überschreitung einer Gebäudehöhe von 22 m ergänzt. 

· Anpassungen bzw. Ergänzungen der Begründung
Die Begründung wurde

· unter C) 

· 4. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Müllsammelplätze; Feuerwehrzufahrten und – Aufstellflächen: ergänzt durch eine Erläuterung der hinzugefügten Textlichen Festsetzung Nr. 11 zur Versorgungszentrale,

· 5. Lärmimmissionen: im fünften Absatz der Sachstand zur Lärmschutzwand aktualisiert, 

· unter D) 

· Natur und Landschaft: die Informationen zu den Bestandsbäumen präzisiert sowie um artenschutzfachliche Ausgleichsmaßnahmen zum Grauschnäpper und weitere Erläuterungen zum Schutz der Fledermäuse ergänzt,

· unter E) 

· 1. finanzielle Auswirkungen: um Erläuterungen zu den Kosten für die Ersatzpflanzungen (Schulgrundstück) ergänzt.

Im Übrigen wurde die Begründung redaktionell überarbeitet. Darüber hinaus wurden die Anlagen 1, 2 und teilweise 3 der Begründung ausgetauscht. 

· Absehen von einer erneuten öffentlichen Auslegung 

Die vorgenannten Ergänzungen des Planentwurfs und der Begründung nach der öffentlichen Auslegung sind redaktioneller Art oder dienen der Klarstellung bzw. Präzisierung, ohne dass wesentliche Veränderungen der Planung bzw. Betroffenheiten entstehen.

Durch die Ergänzung des Bebauungsplans und der Begründung werden die Grundzüge der Planung nicht berührt. Die Ergänzung berücksichtigt die im Rahmen der Behördenbeteiligung vorgetragenen Hinweise. Abwägungsrelevante neue Erkenntnisse und Inhalte haben sich dadurch nicht ergeben. Die Ergänzung wurde mit den davon berührten Behörden und der betroffenen Grundstückseigentümerin abgestimmt. 

Auf eine Einholung weiterer Stellungnahmen der Öffentlichkeit kann verzichtet werden, da diese von den Ergänzungen nicht betroffen ist. Daher wird von einer erneuten öffentlichen Auslegung gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB abgesehen.

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft wird hierzu unter II. Beschlussvorschläge um eine entsprechende Beschlussfassung gebeten.

Abstimmung der Planung nach der öffentlichen Auslegung

Ausgangslage

Der Bebauungsplanentwurf 2449 (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) hat gemäß der Vereinbarung zum Schallschutz in der städtebaulichen Planung Festsetzungen für die Freibereiche der Geschosswohnungsbauten (Sozialer Wohnungsbau) getroffen. Für die Reihenhäuser wurden keine Festsetzungen getroffen. 




Stellungnahme des Gesundheitsamtes

Das Gesundheitsamt der Freien Hansestadt Bremen hat mit Schreiben vom 14.12.2018 folgende Stellungnahme abgegeben:

[image: ]

 [image: ]

Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr sowie die Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz haben sich in der „Vereinbarung zum Schallschutz in der städtebaulichen Planung“ vom 01.03.2016 auf die Einhaltung von Standards verständigt. Danach sind sich die Ressorts darüber einig, dass Förderung der Innenentwicklung ein wesentliches Ziel bei der städtebaulichen Planung ist. Bei der Ausweisung neuer Wohnbebauung kann dieses stadtentwicklungspolitische Ziel jedoch zu Immissionskonflikten führen. Die Regelungen der Verwaltungsvereinbarung dienen dem Gesundheitsschutz der künftigen Bewohner.

Im Rahmen dieser Vereinbarung nimmt die Bauverwaltung nach der Ziffer 8 der Vereinbarung wie folgt Stellung:

Für die Beurteilung der Schallsituation im Geltungsbereich des Bebauungsplans 2449 wurde ein Immissionsgutachten erarbeitet. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass der Summenpegel tags (Flug- + Schienenlärm) mit 60 – 62 dB(A) zwischen 5 und 7 dB(A) über dem Orientierungswert für Allgemeine Wohngebiete der DIN 18005 von 55 dB(A) am Tage liegt. 

Werden die Lärmquellen jedoch einzeln betrachtet, wird folgendes deutlich: Bei alleiniger Betrachtung des Schienenlärms werden unter Berücksichtigung der geplanten Lärmschutzwand an der zukünftigen Straßenbahntrasse die Orientierungswerte von 55 dB(A) tags nahezu in allen Freibereichen (EG und Dachterrassen) im Plangebiet eingehalten. 

Bei der separaten Betrachtung des Fluglärms ist jedoch nicht nur der äquivalente Dauerschallpegel, sondern auch der Spitzenpegel, der teilweise bei über 80 dB(A) liegt, zu berücksichtigen. Gegen diese Spitzenpegel ist mit einem vertretbaren technischen Aufwand über verglaste Loggien oder Wintergärten kein ausreichendes Abschirmen gegen den Fluglärm möglich. Den Lärmspitzen stehen zeitlich deutlich überwiegende Phasen ohne Flugbewegungen gegenüber.

Den vermeintlichen Vorteil einer Lärmminderung, den die zukünftigen Bewohner somit durch eine Einhausung der Freibereiche bekämen, würde mit einem Verlust eines qualitativ hochwertigen, besonnten und tatsächlichen Freibereichs einhergehen. Im Hinblick auf die Wohnqualität wird somit in den Bereichen des Bebauungsplans (WA 2, 4 und 6), in denen die Schaffung der möglichen Eigenheimbildung mit kleinen Einheiten im Vordergrund steht, auf die Festsetzung einer zwingenden Einhausung der Freibereiche verzichtet. 

Unabhängig davon wird im Bebauungsplan geregelt, dass die überbaubare Fläche um bis zu 3 m überschritten werden darf, sodass es den zukünftigen Bewohnern der Reihenhäuser freigestellt und möglich ist, ihre Terrasse mit einem Wintergarten zu überbauen (vgl. Begründung Kapitel D. „Erforderliche passive Lärmschutzmaßnahmen“).

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung. Neben diesem übergeordneten Ziel steht die Schließung einer städtebaulichen Lücke, die seit Jahren brachliegt und immer weiter verwildert sowie die Integration der Fläche in die bestehende Nachbarschaft im Vordergrund. Eine über den Bebauungsplan zwingend vorgeschriebene Einhausung aller Freibereiche würde zudem vermutlich dazu führen, dass die Grundstücke nicht wirtschaftlich vermarktet werden können und somit eine zeitnahe Entwicklung des Grundstücks ausbliebe.

Für die konkret geplanten zwei Geschosswohnungsbauten und somit für alle bisher geplanten sozial geförderten Wohnungen, ist der Bau von verglasten Loggien bzw. Wintergärten über die Festsetzung 16.4 zwingend vorgeschrieben.

Zusammenfassend wird an den Planungszielen zur Wohnbauentwicklung im Sinne der Innenentwicklung und damit an den bisherigen Festsetzungen zum Schallschutz festgehalten. Die Gebiete WA 2, 4 und 6 bleiben weiterhin von der textlichen Festsetzung 16.4 ausgenommen.

In einem Gespräch am 21.01.2019 wurden der Senatorin für Gesundheit diese Hintergründe erläutert. Die Senatorin für Gesundheit hält an der Stellungnahme vom 14.12.2018 fest.

Stellungnahme des Beirates

Der Beirat Huchting hat den Plan immer positiv begleitet und in seiner Sitzung am 17.12.2018 zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss wurde jedoch nicht gefasst. Im Rahmen der öffentlichen Auslegung hat der Beirat keine Stellungnahme abgegeben.

Dem Ortsamt Huchting wurde diese Deputationsvorlage gemäß der Richtlinie über die Zusammenarbeit des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr mit den Beiräten und Ortsämtern in der Fassung vom 17. November 2016 übersandt.

Beschlussvorschläge

1. [bookmark: _GoBack]Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft beschließt in Kenntnis der Lärmthematik die Fortführung des Planverfahrens zum Bebauungsplan 2449 für ein Gebiet in Bremen-Huchting zwischen den Straßen Willakedamm und Am Haßkamp (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) entsprechend dem Votum des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr. 

2. Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft fasst den Beschluss, dass gemäß § 4a Abs. 3 BauGB von einer erneuten öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes 2449 für ein Gebiet in Bremen-Huchting zwischen den Straßen Willakedamm und Am Haßkamp (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) einschließlich Begründung abgesehen wird.

3. Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft beschließt den Bericht zum Entwurf des Bebauungsplanes 2449 für ein Gebiet in Bremen-Huchting zwischen den Straßen Willakedamm und Am Haßkamp (Bearbeitungsstand: 12.02.2019). 

Anlagen

· Bericht der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft

· Begründung zum Bebauungsplan 2449 (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) 

· Entwurf des Bebauungsplanes 2449 (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) 
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Larm:

Die textlichen Festsetzungen 16, 16.1, 16.2, 16.3 und 16.4 entsprechen
der Vereinbarung zum Schallschutz in der stadtebaulichen Planung vom
01.03.2016.

Die textliche Festsetzung 16.4 bezieht sich jedoch ausschlieBlich auf die
Gebiete WA 1, 3 und 5. GemaB Vereinbarung zum Schallschutz in der
stadtebaulichen Planung in Verbindung mit den tatsachlich auftretenden
Larmwerten ist die textliche Festsetzung 16.4 aber auch fur die Gebiete
WA 2, 4 und 6 zwingend erforderlich. Im Rahmen der friihzeitigen Behor-
denbeteiligung und weiterer Abstimmungsgespréche wurde von lhnen
und dem Vorhabentrager jedoch schon deutlich dargelegt, dass die textl:
che Festsetzung nicht fur die Reihenhausbebauung getroffen werden
soll. Dieses Vorgehen, im Rahmen des Bebauungsplanes nicht eine Ein-
hausung mindestens eines Freibereiches pro Wohneinheit zu fordern,
sondern nur die spétere Moglichkeit fur den dann Betroffenen zu erdff-
nen, solche MaBnahmen vorzunehmen, konterkariert unseres Erachtens
die aus gesundheitichen Erwagungen von uns vorgeschlagenen textii-
chen Festsetzungen. In der Konsequenz berlasst der Vorschlag berech-
tigte Forderungen letztiich der Freiwilligkeit. Dieses Vorgehen wird von
uns abgelehnt.
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Aus diesem Grund lehnen wir den Bebauungsplan ab und geben ihn
zur weiteren Bearbeitung an die Senatorin fir Wissenschaft, Gesundheit

und Verbraucherschutz, Abteilung fir Gesundheit, Ref. 44, Frau Blume-
Runge und Frau Dr. Schitt.
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Bericht der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft







[bookmark: _Hlk480235579]Bebauungsplan 2449 

für ein Gebiet in Bremen-Huchting zwischen den Straßen Willakedamm und Am Haß-kamp

(Bearbeitungsstand: 12.02.2019) 



Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft legt den Bebauungsplan 2449 (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) und die entsprechende Begründung vor.





A)	Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)



1.	Planaufstellungsbeschluss



Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft hat am 19.12.2013 beschlossen, dass für das Plangebiet der Bebauungsplan 2449 aufgestellt werden soll (Planaufstellungsbeschluss). Dieser Beschluss ist am 21.12.2013 bekannt gemacht worden. Bei dem Bebauungsplan 2449 handelt es sich um einen Plan der Innenentwicklung (§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Die Voraussetzungen nach § 13a Abs. 1 BauGB für ein „beschleunigtes Verfahren“ liegen vor.



Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach § 1a BauGB sind in diesem Bebauungsplanverfahren bewertet und berücksichtigt worden.





2.	Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB



Zum Bebauungsplanentwurf 2449 ist am 07.08.2017 vom Ortsamt Huchting eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung in einer öffentlichen Einwohnerversammlung durchgeführt worden. Änderungen in den Planungszielen haben sich auf Grund der Einwohnerversammlung nicht ergeben.





3.	Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB



Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 2449 ist die frühzeitige Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt worden. Das Ergebnis dieser Beteiligung ist in die Planung eingeflossen.





4.	Gleichzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB und öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB



Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sind für den Bebauungsplan 2449 gleichzeitig durchgeführt worden (§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 4a Abs. 2 BauGB).



Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft hat am 01.11.2018 beschlossen, den Entwurf zum Bebauungsplan 2449 mit Begründung öffentlich auszulegen. 



Der Planentwurf mit Begründung hat vom 20.11.2018 bis 20.12.2018 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beim Senator für Umwelt, Bau und Verkehr öffentlich ausgelegen. Zugleich hat Gelegenheit bestanden, vom Entwurf des Planes mit Begründung im Ortsamt Huchting Kenntnis zu nehmen. 



Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind über die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB unterrichtet worden.





5.	Ergebnis der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der öffentlichen Auslegung



5.1	Das Gesundheitsressort lehnt den Bebauungsplanentwurf 2449 ab. Entsprechend der „Vereinbarung zum Schallschutz in der städtebaulichen Planung“ vom 01.03.2016 ist die Auffassung der Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz in der Deputationssitzung am 21.03.2019 vorgetragen worden. Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft hat sich in Kenntnis der ablehnenden Stellungnahme des Gesundheitsressorts der Auffassung von SUBV angeschlossen.



5.2	Einige weitere Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben Hinweise vorgetragen, die zu Anpassungen/Ergänzungen des Planentwurfs und der Begründung geführt haben. Auf den Gliederungspunkt 7 dieses Berichts wird verwiesen. Nach Klärung bestimmter Fragen haben die übrigen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gegen die Planung keine Einwendungen erhoben.





6.	Stellungnahmen der Öffentlichkeit



Anlässlich der öffentlichen Auslegung sind keine Stellungnahmen der Öffentlichkeit eingegangen. 





7.	Änderung bzw. Ergänzungen des Planentwurfs und der Begründung nach der öffentlichen Auslegung



Nach der öffentlichen Auslegung und der gleichzeitig durchgeführten Behördenbeteiligung sind der Planentwurf und die Begründung überarbeitet und ergänzt worden.



7.1	Änderung bzw. Ergänzung des Planentwurfes



Der Planentwurf ist redaktionell wie folgt ergänzt worden: 



· Im Südwesten des Plangebiets wird ein weiterer schützenswerter Baum mit einem Erhaltungsgebot gesichert. 

· Im Norden des Plangebiets wird eine vorhandene Telekommunikationsleitung gekennzeichnet. Die Legende wurde entsprechend ergänzt. 

· Es wird die folgende Festsetzung neu aufgenommen: „Im WA 5 ist in der Fläche für Nebenanlagen eine Versorgungszentrale mit einer maximalen Gebäudehöhe von 4 m zulässig.“ Durch diese Festsetzung wird klargestellt, dass die geplante Versorgungszentrale (Blockheizkraftwerk) in der dafür ausgewiesenen Fläche für Nebenanlagen errichtet werden kann. 

· Die Planzeichnung wurde ferner um Hinweise zur oben genannten Telekommunikationsleitung, zum Umgang mit möglichen Bodenfundstellen und zum Zustimmungserfordernis durch die Luftfahrtbehörde im Falle einer Überschreitung einer Gebäudehöhe von 22 m ergänzt. 



Der beigefügte Planentwurf (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) enthält die vorgenannten Ergänzungen.



Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft empfiehlt, den vorgenannten Planergänzungen zuzustimmen.



7.2	Änderungen bzw. Ergänzungen der Begründung



Aufgrund der vorgenannten Planänderungen bzw. -ergänzungen wurde die Begründung entsprechend überarbeitet und unter folgenden Gliederungspunkten modifiziert:

Die Begründung wurde 

· unter C) 

· 4. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Müllsammelplätze; Feuerwehrzufahrten und – Aufstellflächen: ergänzt durch eine Erläuterung der hinzugefügten Textlichen Festsetzung Nr. 11 zur Versorgungszentrale,

· 5. Lärmimmissionen: im fünften Absatz der Sachstand zur Lärmschutzwand aktualisiert, 

· unter D) 

· Natur und Landschaft: die Informationen zu den Bestandsbäumen präzisiert sowie um artenschutzfachliche Ausgleichsmaßnahmen zum Grauschnäpper und weitere Erläuterungen zum Schutz der Fledermäuse ergänzt,

· unter E) 

· [bookmark: _GoBack]1. finanzielle Auswirkungen: um Erläuterungen zu den Kosten für die Ersatzpflanzungen (Schulgrundstück) ergänzt.



Im Übrigen wurde die Begründung redaktionell überarbeitet. Darüber hinaus wurden die Anlagen 1, 2 und teilweise 3 der Begründung ausgetauscht. 



Die Begründung (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) enthält die vorgenannten Änderungen.



Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft empfiehlt, der geänderten Begründung (Bearbeitungsstand: 12.02.2019) zuzustimmen.





8.	Absehen von einer erneuten öffentlichen Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB



Die vorgenannten Ergänzungen der Begründung nach der öffentlichen Auslegung sind redaktioneller Art oder dienen der Klarstellung bzw. Präzisierung, ohne dass wesentliche Veränderungen der Planung bzw. Betroffenheiten entstehen (siehe Gliederungspunkt 7 dieses Berichtes).



Durch die Ergänzung des Bebauungsplans und der Begründung werden die Grundzüge der Planung nicht berührt. Die Ergänzung berücksichtigt die im Rahmen der Behördenbeteiligung vorgetragenen Hinweise. Abwägungsrelevante neue Erkenntnisse und Inhalte haben sich dadurch nicht ergeben. Die Ergänzung wurde mit den davon berührten Behörden und der betroffenen Grundstückseigentümerin abgestimmt. 



Auf eine Einholung weiterer Stellungnahmen der Öffentlichkeit kann verzichtet werden, da diese von den Ergänzungen nicht betroffen ist. Daher wird von einer erneuten öffentlichen Auslegung gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB abgesehen.







B)	Stellungnahme des Beirates



Der Beirat Huchting hat den Plan immer positiv begleitet und in seiner Sitzung am 17.12.2018 zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss wurde jedoch nicht gefasst. Im Rahmen der öffentlichen Auslegung hat der Beirat keine Stellungnahme abgegeben.



C)	Beschluss



Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft bittet den Senat und die Stadtbürgerschaft, den Bebauungsplan 2449 für ein Gebiet in Bremen-Huchting zwischen den Straßen Willakedamm und Am Haßkamp

(Bearbeitungsstand: 12.02.2019) zu beschließen.







-------------------------------------------------		--------------------------------------------------

	        Vorsitzender						Senator












Seite 16 der Begründung zum Bebauungsplan 2449 (Bearbeitungsstand: 12.02.2019)

Begründung



zum Bebauungsplan 2449 „Willakedamm“ für ein Gebiet in Bremen-Huchting 
zwischen den Straßen Willakedamm und Am Haßkamp

(Bearbeitungsstand: 12.02.2019)





A) Plangebiet



Das Plangebiet hat eine Größe von 2,58 ha und liegt im Stadtteil Huchting, Ortsteil Kirchhuchting.



B) Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplans 



1. Entwicklung und Zustand

Im Sommer 2005 wurde das Schulzentrum Willakedamm im Ortsteil Kirchhuchting geschlossen. 2007 wurden alle Gebäude abgerissen. Bislang ist nur eine 0,3 ha große Teilfläche im Nordosten mit einem Kindergarten neu bebaut worden. Der überwiegende Teil liegt weiterhin brach. 

Vom ehemaligen Schulkomplex ist nur noch die Grünstruktur erhalten. Von hoher Bedeutung ist die raumbildende Baumkulisse am Südrand des Grundstücks, die eine Abgrenzung zur sich südlich anschließenden Einfamilienhausbebauung bildet. Einzelne zum Teil gebietsprägende Großbäume befinden sich verstreut auch in der Flächenmitte.

Die Anbindung des Plangebiets an das übergeordnete Straßennetz ist gut. Die Bundesstraße 75, die in die Innenstadt sowie zu den Autobahnen führt, ist in ca. 5 Pkw-Minuten erreichbar. Das Plangebiet ist über die Straße Willakedamm erschlossen. Diese endet als Sackgasse unmittelbar an der Trasse der Bremen-Thedinghauser-Eisenbahn (BTE). Fußgänger*innen und Radfahrer*innen können die BTE-Trasse in Richtung der westlich anschließenden Wohnbebauung überqueren. Im Süden ist das Plangebiet über eine schmale Wegeparzelle an die Straße „Am Haßkamp“ angebunden. Eine Anbindung an den ÖPNV erfolgt durch die Buslinien 55, 57 und 58 sowie die Straßenbahnen der Linien 1 und 8, die mit einer Fahrzeit von 15 min eine gute Anbindung an die Bremer Innenstadt bieten. Im Rahmen der geplanten Verlängerung der Straßenbahnlinien 1 und 8 ist zudem eine neue Haltestelle unmittelbar nördlich des Plangebiets vorgesehen. Die zukünftige Straßenbahntrasse soll von den Gemeinden Weyhe und Stuhr bzw. von der Heinrich-Plett-Allee, über die BTE-Trasse und den Willakedamm zur heutigen Endstation am Roland-Center geführt werden. Der Planfeststellungsbeschluss für den im Bundesland Bremen befindlichen Abschnitt der Bahntrasse ist gefasst worden, wird zum Zeitpunkt der Bebauungsplanaufstellung jedoch beklagt, so dass keine abschließende Einschätzung zur möglichen Umsetzung erfolgen kann. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans schließt im Norden im Bereich Willakedamm und im Westen unmittelbar an den Geltungsbereich des Planfeststellungsbeschlusses an. 

Im Rahmen eines Werkstattverfahrens wurde im Jahr 2014 mit einem Team aus Stadt- und Landschaftsplanungsbüros in enger Abstimmung mit dem Beirat und lokalen Akteuren ein städtebauliches Konzept entwickelt. Basierend auf diesem Konzept wurde das Grundstück im Rahmen einer Konzeptausschreibung zum Verkauf angeboten. Aufgrund der prognostiziert steigenden Nachfrage nach Schulplätzen wurde von der Senatorin für Kinder und Bildung der Bedarf zur Nutzung einer Teilfläche am Willakedamm für ein temporäres Schulgebäude Anfang 2018 angemeldet. Die nördliche Teilfläche bleibt daher zunächst im Eigentum der Stadt, der südliche Teil der Fläche wurde an eine Vorhabenträgerin veräußert. Sollte der Standort langfristig nicht für eine Schule benötigt werden, kann auch dieser veräußert und mit Wohngebäuden bebaut werden. 

Der Planaufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan erfolgte am 19.12.2013. Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr legte 2012 eine Liste mit rund 30 städtischen wie auch privaten Flächen vor, die vorrangig zu Wohnbauland entwickelt werden sollen. Das Grundstück ist in dieser Liste geführt (Senatsbeschlusses vom 28.08.2012). 



2. Geltendes Planrecht

Für den Geltungsbereich existiert derzeit kein rechtskräftiger Bebauungsplan. 

Der Flächennutzungsplan Bremen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4.12.2014 stellt den Geltungsbereich des Bebauungsplans als gemischte Baufläche dar. Entlang des Willakedamms wird eine Grünverbindung dargestellt. Der Flächennutzungsplan ist somit im Wege der Berichtigung anzupassen.

Die Bahnanlagen westlich des Plangebiets sind nachrichtlich übernommen und durch die Darstellung „Straßenbahntrassen – Planung“ überlagert. Für diesen Bereich ist der Planfeststellungsbeschluss für die Straßenbahntrasse gefasst worden, wird zum Zeitpunkt der Bebauungsplanaufstellung jedoch beklagt.



3. Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplans



[image: ]

Nutzungs- und Bebauungskonzept, Stand: 04.06.2018



Das Plangebiet soll durch eine Ringstraße erschlossen werden, die im Norden an den Willakedamm anschließt. Bis auf den nördlichen Strang soll der Erschließungsring als verkehrsberuhigter Bereich ausgestaltet werden. Im Süden des Plangebiets ist zudem eine Fuß- und Radwegeverbindung zur Straße Am Haßkamp vorgesehen. 

Es ist fast ausschließlich eine zweigeschossige Reihenhausbebauung mit zusätzlichem Staffel- oder ausgebautem Dachgeschoss vorgesehen. Lediglich am südwestlichen sowie südöstlichen Plangebietsrand sollen zwei Mehrfamilienhäuser entstehen. Insgesamt sind 55 Reihenhäuser geplant. Zusammen mit den beiden Mehrfamilienhäusern sollen somit rund 75 Wohneinheiten umgesetzt werden. Sofern im nördlichen Bereich anstelle der dort geplanten Schule (s.u.) auch eine Wohnnutzung verwirklicht wird, können ca. 35 weitere Wohneinheiten entstehen. Insbesondere durch die Reihenhäuser kann die bestehende Nachfrage nach eher günstigen Möglichkeiten der Eigentumsbildung befriedigt werden. Familien werden durch das Angebot an Grundstücken mit eigenem Garten angesprochen. Bei der Entwicklung des Konzeptes ist das Bremer Modell zur Schaffung von Sozialwohnungen zu berücksichtigen (Sozialwohnungsquote von mindestens 25 %).

Im Norden hatte die ursprüngliche Planung das Ziel, einen Quartiersplatz mit Gewerbe in der Erdgeschosszone zu entwickeln. Es bestand jedoch kein nachhaltiges Interesse Gewerbetreibender, so dass dieses Planungsziel aufgegeben wurde. Die geplante Platzfläche wurde folglich zu einem eher privaten Vorplatz für die dann vorgesehene Wohnnutzung verkleinert. Aufgrund des angemeldeten Flächenbedarfs für eine Schulnutzung wurde die Planung gegenüber dem Vorentwurfstand angepasst. In den Stadtteilen links der Weser wird ein Anstieg der Zahl der Grundschüler um 16,5 % bis zum Jahr 2025 erwartet. Es sollen daher u.a. im Stadtteil Huchting Kapazitäten für weitere Grundschulklassen geschaffen werden. Einer der Standorte für eine dreigliedrige Grundschule ist eine Fläche an der Amersfoorter Straße. Bis zur Fertigstellung dieser Schule wird eine Interimslösung angestrebt, die im nördlichen Teil des Plangebiets realisiert werden soll. Mittelfristig kann die Fläche, wie ursprünglich geplant, für den Wohnungsbau genutzt werden. 

Am Ostrand des Plangebiets entsteht südlich der vorhandenen Kindertagesstätte eine öffentliche Grünfläche, in die eine Kinderspielfläche integriert wird. Es kann somit prägender Altbaumbestand erhalten und ein Abstand zu den östlich angrenzenden Bestandsbauten eingehalten werden. Der Bereich mit Altbaumbestand im Nordwesten des Plangebiets kann ggf. als Schulhof genutzt werden.

Der ruhende Verkehr im südlichen Gebiet wird gebündelt in Stellplatzanlagen innerhalb des Erschließungsrings und in Nachbarschaft zu den beiden Mehrfamilienhäusern sowie dezentral unmittelbar direkt auf den Reihenhausparzellen untergebracht. Die erforderlichen Stellplätze für den mittelfristig möglichen Wohnungsbau im Norden werden westlich der Gebäude angeordnet. Bei vorübergehender Nutzung des Standortes für schulische Zwecke können die im Vergleich zu einer Wohnnutzung erforderlichen größeren Gebäudetiefen durch Inanspruchnahme dieser Stellplatzflächen erreicht werden, der Vorplatz bleibt jedoch erhalten. Der Stellplatzbedarf der Schule ist deutlich geringer als bei einer Wohnnutzung, so dass die festgesetzte großzügige Stellplatzfläche für Schulgebäude und als Schulhof genutzt werden können. 

Zur Realisierung der Planung ist die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich.




C) Planinhalt



1. Art der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet

Für das Plangebiet werden Allgemeine Wohngebiete festgesetzt. Durch diese Festsetzung wird gesichert, dass das Gebiet überwiegend dem Wohnen dient. Das geschaffene Angebot kommt der weiter steigenden Nachfrage nach kostengünstigem Wohnraum in der Stadtgemeinde Bremen zugute. Zugleich werden Spielräume für eine verträgliche Form der Ergänzung z.B. durch nicht störende handwerkliche, gewerbliche oder freiberufliche Nutzungen ermöglicht. Zudem sind Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke zulässig, so dass die Ansiedlung einer Schule planungsrechtlich möglich ist.

In den Allgemeinen Wohngebieten sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht zulässig (siehe textliche Festsetzung Nr. 1). Gartenbaubetriebe sind in der Regel sehr flächenintensiv und würden somit der planerischen Idee widersprechen. Tankstellen würden zusätzliche Verkehre und damit Immissionen erzeugen sowie das Stadtbild des Quartiers beeinträchtigen und folglich die Wohnqualität mindern.

Darüber hinaus sind in den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 – WA 6 auch Läden sowie Schank- und Speisewirtschaften ausgeschlossen (siehe textliche Festsetzung Nr. 2), weil sie sich hier auch aufgrund der Erschließung mittels eines verkehrsberuhigten Bereichs nicht konfliktfrei integrieren lassen. Ziel ist es zudem, diese publikumswirksamen Nutzungen nur im nördlichen Bereich des Plangebiets (WA 1), in funktionaler Nähe zur perspektivischen Straßenbahnhaltestelle, anzusiedeln. 



2. Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung wird entsprechend dem dem Bebauungsplan zu Grunde liegenden städtebaulichen Konzept definiert. 

Grundflächenzahl (GRZ)

Für die Allgemeinen Wohngebiete werden die folgenden Grundflächenzahlen festgesetzt:

· WA 3 und WA 5 (Geschosswohnungsbau im Südosten und Südwesten) = 0,3

· WA 1 und WA 6 (Bereich Nord und innerhalb der Ringerschließung) = 0,4

· WA 2 und WA 4 (Reihenhausbebauung im Westen und Süden) = 0,45

Somit wird für das überwiegende Plangebiet das gem. § 17 Absatz 1 BauNVO zulässige Höchstmaß von 0,4 eingehalten oder unterschritten. Die geringfügige Überschreitung der Obergrenze im WA 2 und WA 4 um 0,05 ist gemäß § 17 Absatz 2 BauNVO aufgrund der nachfolgend benannten Gründe städtebaulich gerechtfertigt bzw. erforderlich: 

· Es kann ein effektiver Beitrag zur Befriedigung der Nachfrage nach Wohnraum in einer bereits sehr gut erschlossenen und gut mit Infrastruktur versorgten Lage geleistet werden. 

· Durch die vorhergehende Nutzung war das Plangebiet bereits teilweise versiegelt und wird nun nachgenutzt.

· Die Überschreitung ist ausschließlich aufgrund der verhältnismäßig großzügigen Terrassen (Überschreitung der Baugrenze um bis zu 3 m) erforderlich. Diese tragen maßgeblich zu einer attraktiven Wohnsituation bei, sind aber nicht raumwirksam. 

· Bei Reihenhauszeilen sind Grundstücke von sogenannten Mittelhäusern zu einem größeren Anteil bebaut als bei sogenannten Endhäusern. Für die Endhäuser wäre eine GRZ von 0,4 ausreichend, für die Mittelhäuser müsste eine höhere GRZ als 0,45 festgesetzt werden. Da für die Reihenhäuser keine Realteilung beabsichtigt ist, wird eine GRZ von 0,45 für die gesamte Reihenhauszeile der WA 2 und WA 4 festgesetzt.

Die Überschreitung wird durch folgende Umstände und Maßnahmen ausgeglichen: 

· Entlang der Ränder des Plangebiets werden die Grünstrukturen durch die Festsetzung von Einzelbäumen gesichert. Auch im Bereich der Stellplätze und der öffentlichen Verkehrsflächen erfolgen Anpflanzungen. Zudem sieht das städtebauliche Konzept eine öffentliche Grünfläche vor, so dass trotz der teilweise höheren GRZ eine verträgliche Dichte erreicht werden kann. 

· Die Überschreitung der GRZ ist nur in Teilbereichen des Plangebiets erforderlich, so dass die bauliche Dichte in Bezug auf das gesamte Plangebiet ausgeglichen wird.

Zudem wird die Überschreitung der GRZ im WA 2 und WA 4, in denen eine GRZ von 0,45 zulässig ist, auf maximal 0,6 beschränkt (zulässig wären gem. § 19 Abs. 4 BauNVO 0,675). Hiervon wird nur im Bereich der Stellplatzanlagen der WA 2, WA 3 und WA 4 abgewichen. Da die Stellplatzanlagen aller Voraussicht nach separate Grundstücke bilden werden, ist die Überschreitung der GRZ hier auf max. 0,65 begrenzt (siehe textliche Festsetzung Nr. 3). Durch die detaillierte Festsetzung möglicher Nebenanlagen wie Gartenhäuser, überdachte Fahrradabstellplätze, usw. (siehe textliche Festsetzungen 8-11 und 13) kann sichergestellt werden, dass keine weitere Überschreitung der GRZ erforderlich ist. Die Obergrenze gem. § 17 BauNVO werden somit zwar in Teilbereichen überschritten, die gem. § 19 Abs. 4 BauNVO maximale Überschreitungsmöglichkeit von 0,6 in Allgemeinen Wohngebieten wird im gesamten Plangebiet, mit Ausnahme einer Stellplatzanlage, eingehalten.

Diese vorangestellten Umstände und Maßnahmen gewährleisten, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden.

Überbaubare Grundstücksflächen

Das städtebauliche Konzept wird durch Festsetzungen zu überbaubaren Flächen durch Baugrenzen planungsrechtlich fixiert. Sie sichern im nördlichen Bereich eine städtebauliche Struktur, die zusammen mit der gegenüberliegenden Kindertagesstätte den städtebaulichen Raum fasst und straßenbegleitend in das neue Quartier hineinführt. Gleichzeitig wird unabhängig von der zukünftigen Nutzung die Ausgestaltung eines kleinen Platzes im Bereich des Quartierseingangs festgesetzt. Im südlichen Plangebiet sichern baukörperbezogene Baugrenzen die Umsetzung des abgestimmten städtebaulichen Konzepts. Die Anordnung der Baugrenzen schützt im Zusammenwirken mit den Einzelbaumfestsetzungen zudem den bestehenden und prägenden Baumbestand im Plangebiet.

Um den Anforderungen an zeitgemäßen Wohnraum entsprechend gut nutzbare Außenwohnbereiche zu ermöglichen, ist in den Allgemeinen Wohngebieten WA 2, WA 4 und WA 6 eine Überschreitung der Baugrenzen für Terrassen und Wintergärten um bis zu drei Meter zulässig (siehe textliche Festsetzung Nr. 4). Im WA 1, WA 3 und WA 5 ist die Überschreitung entsprechend der beabsichtigten Bauform von Mehrfamilienhäusern auch für Balkone und Loggien bis zu drei Meter zulässig (siehe textliche Festsetzung Nr. 5). Für das WA 3 und das WA 5 wird zum Schutz der angrenzenden Baumkronen ergänzend festgesetzt, dass die Überschreitung nur in Richtung Osten und Westen (WA 3) bzw. in Richtung Süden und Westen (WA 5) zulässig ist. Es können somit angemessen tiefe Außenwohnbereiche realisiert werden. Gleichzeitig bleibt ausreichend Platz für Gartenbereiche erhalten.

Um im Sinne einer Angebotsplanung den besonderen Anforderungen einer möglichen (temporären) Nutzung als Schulstandort gerecht zu werden, wird für das WA 1 festgesetzt, dass eine Überschreitung der Baugrenzen für Schulgebäude und Nebenanlagen der Schule ausnahmsweise zulässig ist, jedoch nur innerhalb der festgesetzten Flächen für Stellplätze und Nebenanlagen (siehe textliche Festsetzung Nr. 6). Der wichtige Belang einer ausreichenden Grundschulkapazität und die besonderen Anforderungen an die Ausgestaltung von Schulgebäuden ist hier im Rahmen der Abwägung höher zu gewichten, als die Fixierung einer bestmöglichen städtebaulichen Figur. 

Höhe baulicher Anlagen

Für die Gebäude im WA 1 wird überwiegend ein Mindest- und Höchstmaß von 10 –13 m festgesetzt, was eine mit der Umgebung verträgliche Höhe der Gebäude sichert. Für das nördlichste Gebäude am Quartierseingang werden 13 – 16 m als Mindest- und Höchstmaß festgesetzt. Dies ermöglicht die Ausbildung eines städtebaulich prägnanten Quartiersauftakts. Ein Mindestmaß wird festgesetzt, um entsprechend der planerischen Ideen einen städtisch wirkenden Platz mit entsprechend ausgeprägter Bebauung zu sichern. 

Für die Reihenhäuser mit Flachdach / flachgeneigtem Dach im Zentrum des Plangebiets wird eine maximal zulässige Gebäudehöhe von 10,5 m festgesetzt. Dies ermöglicht eine bis zu dreigeschossige Bebauung. Damit die Reihenhäuser nicht zu massiv wirken, wird durch eine Baugrenze eine Rückstaffelung definiert. Für die unteren beiden Geschosse wird eine Gebäudehöhe von max. 7,5 m festgesetzt. Die festgesetzte Gebäudehöhe berücksichtigt bereits die erforderliche Begrenzung der Dachterrassen durch Brüstungen. Für die Reihenhäuser im Süden wird die Ausbildung eines Satteldaches sowie eine maximal zulässige Firsthöhe von 12 m und eine Traufhöhe von 6,5 m als Höchstmaß ausgewiesen, um die Dachform der angrenzenden Nachbarbebauung aufzugreifen und einen angemessenen Übergang zu schaffen. 

Die beiden Mehrfamilienhäuser sollen Höhenstaffeln erhalten. Dies wird durch die entsprechende Ausweisung von Baugrenzen in Kombination mit als Höchstmaß zulässigen Gebäudehöhen von maximal 7,5 m und 12 m (Südwesten) bzw. 12 m und 15 m (Südosten) planungsrechtlich fixiert. Es wird die Möglichkeit eines dritten bzw. vierten zurückgestaffelten Geschosses geschaffen, welches attraktiven Wohnraum mit Terrassen und eine angemessene Dichte in diesem Bereich ermöglicht. Das südöstliche Gebäude bildet zudem einen städtebaulichen Hochpunkt, um einen Auftakt für die Erschließung des Plangebiets von Süden zu bilden. Gleichzeitig passen sich beide Gebäude durch die Rückstaffelung an die etwas niedrigere Umgebungsbebauung an.

Um eine Beeinträchtigung des Ortsbildes durch Dachaufbauten zu verhindern, wird für die mit einem Flachdach versehenen Gebäude die Überschreitung der Gebäudehöhe durch technische Aufbauten, Aufzugsüberfahrten, Treppenhausausstiege und Solarenergieanlagen beschränkt. Sie sind nur ausnahmsweise zulässig und müssen mindestens 2,5 m von der Außenfassade zurückgesetzt werden, damit sie sowohl in der Fernsicht als auch aus dem Straßenraum in Augenhöhe nicht als solche wahrnehmbar sind. Für Solarenergieanlagen gilt abweichend, dass der Abstand zur Außenfassade auf bis zu 1 m reduziert werden kann, soweit eine Höhe von 1 m nicht überschritten wird (siehe textliche Festsetzung Nr. 7). Folglich werden Maßnahmen zugunsten des Klimaschutzes begünstigt und dem § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB entsprochen.

Hinsichtlich der Höhenlage der Gebäude wird zudem festgesetzt, dass die Oberkante der fertigen Fußbodenoberflächen in der Erdgeschossebene mindestens 0,1 m über Straßenhöhe herzustellen ist (siehe textliche Festsetzung Nr. 14). Vor dem Hintergrund des Klimawandels und den damit einhergehenden Starkregenereignissen kann hierdurch ein Schutz der Gebäude und sonstigen Einrichtungen erreicht werden.




3. Verkehrsflächen

Öffentliche Verkehrsfläche

Die neu geplante Straße wird überwiegend als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Der östliche, südliche und westliche Strang des Erschließungsrings soll als verkehrsberuhigter Bereich ausgebildet werden. Damit grenzen die meisten privaten Grundstücke unmittelbar an die Mischverkehrsfläche anstelle eines Gehwegs. Aus diesem Grund ist beabsichtigt, auf den privaten Grundstücken, die an einer öffentlichen Straßenverkehrsfläche liegen, eine Fläche (sogenannte Aufstellfläche) von mind. 1,5 x 1,5 m zu errichten. Die Fläche dient dazu, dass auch ohne einen Gehweg kein unmittelbares Betreten des Straßenraums erfolgt. Näheres wird im Erschließungsvertrag geregelt.

Die geplante fußläufige Anbindung an die Straße Am Haßkamp wird als Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ festgesetzt um klarzustellen, dass über diese Verbindung keine Erschließung für den Kfz-Verkehr erfolgen soll.

Private Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Die Reihenhauszeilen sollen überwiegend auch über Wohnwege, unabhängig vom motorisierten Verkehr, erschlossen und miteinander verbunden werden. Hierzu werden im WA 2, WA 3, WA 4 und WA 6 private Straßenverkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung Fußweg festgesetzt und so dem nicht-motorisierten Verkehr vorbehalten. Im Grundbuch soll dann ein Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit gesichert werden. Hiermit wird sichergestellt, dass auch die Grundstücke, die nicht an einer öffentlichen Verkehrsfläche liegen, von der Allgemeinheit erreicht werden können.

Geh- Fahr und Leitungsrechte

Das Plangebiet ist derzeit nicht an die öffentliche Kanalisation angeschlossen. Um an die Regen- und Schmutzwasserkanäle der Straße Am Haßkamp anschließen zu können, sind Leitungen vom Bereich der Ringerschließung zur Straße Am Haßkamp zu verlegen. Diese sind außerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen durch ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (GFL) zugunsten der Versorgungsunternehmen gesichert. Eine Nutzungseinschränkung für den festgesetzten privaten Stellplatz ergibt sich nur vorrübergehend, sofern Arbeiten an der Leitung erforderlich werden. 

Weiterhin wird unmittelbar südlich der öffentlichen Grünfläche ein Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit gesichert. Dieses dient der fußläufigen Anbindung an den Bestand und der Verknüpfung der Quartiere (vgl. Kapitel 6).



4. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Müllsammelplätze; Feuerwehrzufahrten und 
- aufstellflächen

Um ein möglichst einheitliches städtebauliches Bild und zusammenhängende Gartenbereiche zu schaffen, wird festgesetzt, dass Nebenanlagen, die Gebäude sind, sowie Zufahrten nebst Feuerwehraufstellflächen außerhalb der bebaubaren Flächen nur innerhalb der in den seitlichen oder rückwärtigen Grundstücksbereichen festgesetzten Flächen für Stellplätze und Nebenanlagen zulässig sind (siehe textliche Festsetzung Nr. 9). Nebenanlagen, die dem Kinderspiel dienen, sind von der Festsetzung ausgenommen, so dass der rückwärtige Bereich als Schulhof mit entsprechenden Nebenanlagen oder als wohnungsnahe Spiel- und Grünfläche dienen kann.

Gartenhäuser sind zudem nur in den festgesetzten Flächen für Nebenanlagen und bis zu einer maximalen Grundfläche von je 10 m2 und einer Höhe von 2,5 m zulässig (siehe textliche Festsetzung Nr. 10). Nebenanlagen sowie Zufahrten und Feuerwehraufstellflächen sind so nur in einer städtebaulich nicht erheblich wirksamen Größe und Lage möglich. 

Im WA 1 wird durch die Festsetzungen zudem sichergestellt, dass der geschützte Baumbestand dem Planungsziel entsprechend langfristig erhalten werden kann. Somit werden die baulichen Strukturen und der Baumbestand den Auftakt in das Quartier prägen. An der südlichen Plangebietsgrenze und im WA 6 liegen die Flächen für Nebenanlagen teilweise im Bereich der Baumkronen der zum Erhalt festgesetzten Bäume. Zwischen den Reihenhauszeilen (WA 4) und im Bereich der Flächen für Stellplätze (WA 6) werden daher weitere Flächen für Nebenanlagen festgesetzt, um die Anzahl der Gartenhäuser im Bereich der Baumkronen möglichst zu minimieren. Für die Errichtung einzelner Gartenhäuser im Bereich der Baumkronen wird auf § 3 der Bremer Baumschutzsatzung verwiesen. Demnach dürfen keine Maßnahmen im Wurzelbereich unterhalb der Krone geschützter Bäume durchgeführt werden, die zu Beschädigungen oder Beeinträchtigungen führen können. Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass keine massiven Fundamente (z.B. Beton) errichtet werden dürfen. 

Weiterhin setzt der Bebauungsplan zur Absicherung des städtebaulichen Konzepts und zum Schutz der nicht überbaubaren Flächen fest, dass Stellplätze, Carports und Garagen nur in den dafür festgesetzten Flächen zulässig sind (siehe textliche Festsetzung Nr. 8) und somit vorwiegend in gebündelten Stellplatzanlagen untergebracht werden. Nur vereinzelt werden Stellplätze auf privaten Grundstücken von Reihenendhäusern angeordnet. Um qualitätsvolle Außenanlagen zu schaffen, wird zudem festgesetzt, dass oberirdische Garagen nicht zulässig sind. Im Bereich des WA 5 sind in einem Teilbereich Stellplätze oder Carports zulässig. Diese Ausnahme erfolgt, da die Vorgartenbereiche des WA 4 im Gegensatz zu den anderen Allgemeinen Wohngebieten teilweise eine geringere Tiefe aufweisen, so dass gesonderte Abstellmöglichkeiten, beispielsweise für Fahrräder, an anderer Stelle geschaffen werden müssen (siehe textliche Festsetzung Nr. 12). Auch im Bereich des Geschosswohnungsbaus sind Fahrradabstellplätze in der Nähe zu schaffen. Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass innerhalb der Flächen für Stellplätze auch überdachte Abstellmöglichkeiten für Fahrräder zulässig sind. Im Sinne der Verkehrssicherheit wird festgesetzt, dass private Stellplätze einen Mindestabstand von 3 m zur öffentlichen Verkehrsfläche einhalten müssen (siehe textliche Festsetzung Nr. 21).

Aufgrund der verhältnismäßig schmalen öffentlichen Verkehrsflächen ist das Abstellen der gemeinschaftlichen Müllsammelbehälter nur in den dafür gekennzeichneten Flächen zulässig (siehe Festsetzung Nr. 14). Diese Regelung gilt allerdings nicht für das Aufstellen von Mülltonnen für den Hausmüll der Reihenhäuser. Diese können im Vorgartenbereich abgestellt und zur Abholung an den Straßenrand befördert werden.

Im Plangebiet ist im Bereich der Flächen für Nebenanlagen im WA 5 die Errichtung einer Versorgungszentrale (Blockheizkraftwerk) beabsichtigt. Die Kraft-Wärmekopplung leistet einen Beitrag zur Verringerung des Primärenergiebedarfs und zur Reduzierung von CO2-Emissionen. Damit diese Nutzung zweifelsfrei an der geplanten Stelle im Plangebiet verwirklicht werden kann, wird im Bebauungsplan die Festsetzung getroffen, dass im WA 5 in der Fläche für Nebenanlagen eine Versorgungszentrale mit einer maximalen Gebäudehöhe von 4 m zulässig ist (siehe Festsetzung Nr. 11).




5. Lärmimmissionen

Auf den Terrassen, Loggien und Balkonen werden aufgrund der Gesamtbewertung des Straßen-, Schienen- und Fluglärms am Tag Beurteilungspegel bis zu 64 dB(A) und nachts bis zu 57 dB(A) erwartet. Damit werden die Orientierungswerte der DIN 18005 von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts überschritten. 

Um ein gesundes Wohnen zu ermöglichen, werden mit der Festsetzung Nr. 17 Vorkehrungen getroffen, die zu einer Minimierung der Auswirkungen von Lärm auf das Wohnen beitragen. Entsprechend wird festgesetzt, dass durch geeignete Schallschutzmaßnahmen wie Schallschutzfenster, schallgedämpfte Laibungen usw. zu gewährleisten ist, dass in den Aufenthaltsräumen der Wohnungen ein Innenraumpegel von nachts 30 dB(A) (siehe Festsetzungen 17.2 und 17.3) und tagsüber 35 dB(A) (siehe Festsetzung 17.1) nicht überschritten wird. Für die Allgemeinen Wohngebiete WA 1, WA 3 und WA 5 wird zudem festgesetzt, dass durch verglaste Loggien oder Wintergärten mind. ein Freibereich zu schaffen ist, für den ein Mittelungspegel von 55 dB(A) tags erreicht wird (siehe Festsetzung 17.4). Für die Reihenhäuser wird eine Bauzone festgesetzt, in der das Überbauen der Terrassen mit Wintergärten zulässig ist. 

Zum Zeitpunkt der Planaufstellung ist nicht bekannt, wann die Umsetzung des Planfeststellungsbeschlusses für die Verlängerung der Straßenbahnlinie 1 bis Mittelshuchting einschließlich der Straßenbahnlinie 8 bis zur Landesgrenze Bremen/Niedersachsen (Verlängerung Süd) erfolgen wird. 

Aufgrund der notwendigen Schallschutzmaßnahmen gegen den Fluglärm für die Wohnbereiche hat die von der Straßenbahn ausgehende Lärmimmission nur Auswirkungen auf die Nutzung der zur Bahn hin ausgerichteten privaten Gartenflächen. Um diese vor dem Straßenbahnlärm zu schützen, soll mit Bau der Bahn eine rund 170 m lange und 1,20 m hohe Lärmschutzwand entlang der Bahngleise errichtet werden. Die Lärmschutzwand wird erst mit dem Ausbau der Straßenbahn erforderlich. 

Die Lage der Lärmschutzwand ist nicht im Bebauungsplan festgesetzt. Sie befindet sich außerhalb des Plangebiets. Der Vorhabenträger der Straßenbahnplanung hat zugesagt, dass er einen Antrag auf Änderung des Planfeststellungsbeschlusses bei der Planfeststellungsbehörde stellen wird. Über eine sogenannte Blaueintragung soll hierüber die geplante Wand in die Planfeststellung aufgenommen und verbindlich gesichert werden.

Trotz der benannten Lärmimmissionen wird eine Wohnnutzung an diesem Standort aufgrund der zentralen Lage, der guten ÖPNV-Anbindung und der mit der Entwicklung verbundenen Deckung des Wohnbedarfes für vertretbar gehalten. Bei der Wiedernutzung einer Brachfläche handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung, die Fläche ist in die umgebende Wohnbebauung eingebunden. 

Weitere Aussagen zur Lärmimmission werden im Kapitel D „Umweltbelange“ dargestellt.



6. Öffentliche Grünfläche

Die am östlichen Plangebietsrand vorgesehene Grünfläche wird überwiegend als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage festgesetzt. Eine angrenzende ca. 500 m2 große Fläche wird mit der Zweckbestimmung Spielplatz festgesetzt. Die öffentliche Grünfläche dient der Durchgrünung des Gebiets, dem Erhalt von zusammenhängendem Altbaumbestand und der Integration eines Fuß- und Radweges. Zudem ergibt sich eine Verbindung zum nördlich gelegenen Grundstück der KiTa sowie zur östlich angrenzenden Wohnbebauung. Letztere wird durch ein Gehrecht gesichert (vgl. Kapitel 3). 




7. Entwässerung

Das Plangebiet ist derzeit nicht an das Kanalnetz angeschlossen. In unmittelbarer Nähe des Plangebiets befinden sich keine leistungsfähigen Vorfluter. Die hydraulische Nachweisführung (Retention, Jährlichkeiten, Einleitungsstellen) wurde mit der hanseWasser Bremen GmbH abgestimmt.

Regenwasser

Das Oberflächenwasser des Planungsgebiets soll über ein neues Regenwasserkanalnetz mit Stauraumkanälen gesammelt, zwischengespeichert und gedrosselt an das Regenwasserkanalnetz abgegeben werden. Nördlich des Plangebiets befindet sich in der Straße Willakedamm ein Regenwasserkanal DN700, südlich verläuft in der Straße Am Haßkamp ein Regenwasserkanal DN350. 

Eine Versickerung des anfallenden Oberflächenwassers wäre aufgrund der Bodenverhältnisse möglich, ist aufgrund der anstehenden hohen Grundwasserstände jedoch nicht empfehlenswert, da die empfohlene Sickerstrecke von 1 m (gem. Arbeitsblatt DWA-A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser“) zwischen höchstem Grundwasserstand und Sohle der Versickerungsanlage nicht eingehalten werden kann. Eine punktuelle Versickerung ist daher ausschließlich bei außergewöhnlichen Starkregenereignissen vorgesehen. In diesen Fällen soll ein Anteil des Oberflächenwassers in einer Überflutungsmulde in der öffentlichen Grünfläche im Osten des Plangebiets zwischengespeichert und versickert werden. 

Zugunsten einer oberflächennahen Teilversickerung der Regenabflüsse sind zudem die Flächen für Zufahrten und die Pkw-Stellplätze mit einer breitfugigen Pflasterung, offenporigen Steinen oder anderen Maßnahmen wasserdurchlässig zu gestalten (siehe textliche Festsetzung Nr. 13).

Schmutzwasser

Das Schmutzwasser wird in einem Schmutzwasserkanal gesammelt, der an die vorhandene Schmutzwasserkanalisation in den Straßen Am Haßkamp und Willakedamm (jeweils DN 250) angeschlossen wird. Die Kapazitäten der vorhandenen Kanäle sind ausreichend dimensioniert, um das anfallende Schmutzwasser aufzunehmen.



8. Solarenergie

Die textliche Festsetzung Nr. 16 legt fest, dass die tragenden Konstruktionen von Dachflächen so auszubilden sind, dass die Errichtung von Solarenergieanlagen möglich ist. Die Gebäudestellung (überwiegend Südausrichtung) erlaubt die Nutzung von Solarenergie. Den Belangen der Nutzung erneuerbarer Energie und des allgemeinen Klimaschutzes wird damit Rechnung getragen.



9. Erhaltungs- und Anpflanzgebote

Der vorhandene Baumbestand wird, soweit er nicht in Folge der Neubebauung weichen muss, durch Erhaltungsgebote geschützt. Die zu erhaltenden Bäume sind im Plangebiet räumlich markant und sowohl für die Identität des Quartiers als auch bioklimatisch bedeutsam.

Durch die Neubauten kommt es voraussichtlich zum Entfall von 84 Bäumen, davon sind 25 durch die Verordnung zum Schutze des Baumbestandes im Lande Bremen (Baumschutzverordnung) besonders geschützt (vgl. Anlage 1). Hieraus ergibt sich ein Ersatzbedarf von 46 großkronigen Bäumen. Der Ersatz der Bäume soll vorrangig innerhalb des Plangebiets erfolgen.

Das dem Bebauungsplan zu Grunde liegende Freiflächenkonzept sieht als Ausgleich die Neuanpflanzung von 40 Bäumen (10 großkronige und 30 kleinkronige) in den das Plangebiet säumenden Grünflächen, an der Fuß- und Radwegeverbindung und straßenbegleitend vor (vgl. Anlage 1 + 2). Sie ergänzen den das Plangebiet rahmenden Baumbestand, verstärken die Idee einer grünen Verbindung abseits des motorisierten Verkehrs und sorgen für eine Durchgrünung des Quartiersinneren. 

In den allgemeinen Wohngebieten WA 2 – WA 6 werden die Baumanpflanzungen zeichnerisch festgesetzt. Da für das WA 1 noch kein städtebauliches Konzept vorliegt, werden die Ersatzpflanzungen hier über eine textliche Festsetzung geregelt (siehe Festsetzung Nr. 20). Im Bereich der öffentlichen Grün- und Verkehrsflächen ist eine Sicherung durch den Bebauungsplan nicht erforderlich. Es kann darauf vertraut werden, dass der Plangeber die Maßnahmen auf eigenen Flächen umsetzt. Das Freiflächenkonzept wird durch die gemäß Stellplatzortsgesetz erforderlichen Bäume ergänzt, die im Bereich der vier geplanten Stellplatzhöfe gepflanzt werden (12 Stellplatzbäume) und einer Auflockerung und Gliederung der privaten Stellplatzflächen dienen (siehe Festsetzung Nr. 19).

Durch die Anpflanzungen im Plangebiet kann der planungsbedingte Gehölzverlust nicht vollständig ausgeglichen werden. Das verbleibende Ausgleichsdefizit von 25 großkronigen Bäumen wird auf insgesamt drei externen Ausgleichsflächen in den Stadtteilen Huchting und Woltmershausen beglichen (vgl. Anlage 3). Aufgrund der voraussichtlich unterschiedlichen zeitlichen Entwicklungshorizonte des Schulstandortes im Norden und der Wohnbebauung im Süden sowie verschiedener Eigentümer wird der Eingriff und der erforderliche Ausgleich in einen Abschnitt Nord (WA 1) und einen Abschnitt Süd (übriges Plangebiet) unterteilt: 

Übersicht geschützte Bestandsbäume, Fällungen und geplante Ersatzpflanzungen nach Baufeldern

 

		Baugebiet / Standort für 
Ersatzpflanzungen

		Bestand 

geschützte 

Bäume

		Davon geplante Fällungen

		Ersatzpflanzungen im Plangebiet/ Baumart noch nicht bestimmt

		Ersatzpflanzungen außerhalt des Plangebietes



		 

		 

		 

		Großkronig

		Kleinkronig

		 

		 



		Schulstandort
(nördlicher Teil)

		51

		8

		

		5

		

		 



		Grünanlage Hakenburger See

		

		

		

		

		10

		Feldahorn



		  



		Wohngebiet

(südlicher Teil)

		23

		17

		10

		25

		

		 



		Hermannsburg

		

		

		

		

		15

		Stieleichen als Straßenbäume



		Wardamm

		

		

		

		

		8

		Stieleichen



		 

		

		

		

		

		4

		Stieleichen als Straßenbäume



		Summe

		74

		25

		10

		30

		37

		 








Im nördlichen Plangebiet werden 5 kleinkronige Bäume gepflanzt (siehe Festsetzung Nr. 20). Die erforderlichen weiteren Ersatzpflanzungen sind im Bereich der Grünanlage Hakenburger See (10 Feldahorne) vorgesehen. Im südlichen Plangebiet werden 10 großkronige und 25 kleinkronige Bäume gepflanzt. Die erforderlichen weiteren Ersatzpflanzungen sind in der Grünanlage Wardamm (8 großkronige Stieleichen und 4 Stieleichen als Straßenbäume) sowie in der Straße Hermannsburg (15 Stieleichen) vorgesehen. Die Anzahl der zu leistenden Ersatzpflanzungen wurde mit dem Referat 31, Naturschutz und Landschaftspflege, die Baumarten und Qualitäten außerhalb des Plangebietes mit dem Umweltbetrieb Bremen abgestimmt.

Sofern Grundstücke eingefriedet werden, ist dies zum öffentlichen und privaten Verkehrsraum nur als Hecke aus laubabwerfenden Gehölzen und in einer maximalen Höhe von 0,8 m zulässig (siehe Festsetzung Nr. 18). Die Einfriedungen werden so gestalterisch vergleichsweise einheitlich vorgenommen und es entsteht zugleich ein ökologisch wirksames Grünvolumen mit einheimischen Pflanzen. Um dem Sicherheitsinteresse der Bewohner zu entsprechen, sind Zäune zulässig, sofern sie von Hecken verdeckt werden. Durch die Höhenbegrenzung bleiben die Sichtdreiecke im Plangebiet erhalten und dienen somit der Verkehrssicherheit.



10. Kennzeichnung Leitungen/Versorgungsleitungen

Im Bebauungsplan wird die bestehende Hauptwasserleitung gekennzeichnet. Diese verläuft aus nördlicher Richtung kommend überwiegend an der östlichen Plangebietsgrenze und entlang des Verbindungsweges zur Straße Am Haßkamp. 



D) Umweltbelange

Nach § 13a Absatz 1 BauGB kann ein Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt werden, wenn die zulässige Grundfläche im Sinne von § 19 Absatz 2 BauNVO weniger als 20.000 m2 beträgt. Dies ist bei diesem Bebauungsplan der Fall. 

Anhaltspunkte, dass die Erhaltungsziele oder der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Schutzgebiete (Natura 2000) beeinträchtigt werden, bestehen nicht. Ebenfalls wird durch den Bebauungsplan 2449 nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. Es sind des Weiteren keine Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten.

Zudem handelt es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung.

Sämtliche Voraussetzungen für die Durchführung des Planverfahrens nach § 13a BauGB liegen somit vor. Von einer förmlichen Umweltprüfung gemäß § 2 Absatz 4 BauGB wird abgesehen. Die Regelung zum Eingriffsausgleich ist nicht anzuwenden. Eine Minimierung der Eingriffe wurde angestrebt. Die Belange des Umweltschutzes nach 
§ 1 Abs. 6 und 7 BauGB und nach § 1a BauGB werden im Rahmen dieses Verfahrens bewertet und berücksichtigt.

Dabei wurden folgende Unterlagen herangezogen: 

· Lärmtechnische Untersuchungen vom Januar 2017 (Bonk-Maire-Hoppmann GbR, Garbsen)

· Stellungnahme des Geologischen Dienstes für Bremen vom August 2013.

· Historische Recherche sowie orientierende Altlastenuntersuchung vom November 2013 (CONSENS Umweltplanung GmbH)

· Stellungnahme der Bodenschutzbehörde (SUBV) vom Juli 2017.

· Begutachtung des Baumbestandes vom November 2013 (Rahel Jordan Landschaftsplanung, Bremen)

· Potenzialeinschätzung zum Vorkommen von Brutvögeln und Fledermäusen und artenschutzrechtliche Prüfung vom Dezember 2013 (BIOS – Gutachten für ökologische Bestandsaufnahmen, Bewertungen und Planung, Osterholz-Scharmbeck)

· Untersuchung zum Vorkommen von Brutvögeln und Fledermäusen vom Februar 2015 (BIOS – Gutachten für ökologische Bestandsaufnahmen, Bewertungen und Planung, Osterholz-Scharmbeck)

· Landschaftsplanerischer Fachbeitrag einschl. spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) nach § 44 BNatSchG vom September 2018 (Ingenieurbüro Börjes GmbH & Co. KG, Westerstede)

· Freiraumkonzept vom Juli 2018 (Ingenieurbüro Börjes GmbH & Co. KG, Westerstede)

Natur und Landschaft

Im Landschaftsprogramm Bremen (LaPro) ist das Plangebiet als „private aber öffentlich wirksame Grünstruktur besonderer Bedeutung“ dargestellt. Durch die frühere Schulnutzung und deren Rückbau ist die Landschaft jedoch bereits stark überprägt. Der naturraumtypische Bezug ist nicht mehr zu erkennen. Es handelt sich um einen urbanen Raum. 

Der westlich des Plangebiets parallel zur Bahntrasse angrenzende Gehölzbestand wird im LaPro als „sonstige lineare Grünstruktur mit überwiegend hoher Bedeutung für Natur und Landschaft“ beschrieben. Die Grünstrukturen am Willakedamm werden als „ortsteilübergreifende Grünverbindung und Erholungsweg“ dargestellt und sollen als lineare Vernetzungsstruktur weiterentwickelt werden. Raumgliedernde Elemente, wie die angrenzenden Gehölzbestände und die Altholzbestände der Siedlungsstellen sind durch die Planung nicht betroffen.

Die beabsichtigte Versiegelung des Bodens führt zu einer Beeinträchtigung sämtlicher Funktionen des belebten Bodenkörpers. Es handelt sich jedoch um einen durch Nutzung vorbelasteten Boden. 

Tiere und Pflanzen

Um die Belange des Artenschutzes im Sinne des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu berücksichtigen, wurde für das Plangebiet im Jahre 2013 eine artenschutzfachliche Potenzialabschätzung vorgenommen. 2014 erfolgte ergänzend eine Erfassung empfindlicher Arten. Es sind demnach zwei gefährdete Arten der Roten Liste zu berücksichtigen (Grauschnäpper und Star). Für diese Arten wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung vorgenommen. 

Grundsätzlich wurde der Erhalt möglichst vieler Bäume als Habitatrequisiten für die Brutvogelfauna angestrebt. Die Bäume Nr. 3, 19, 44, 56 und 118 verfügen über Nistmöglichkeiten (Höhlen, Nester) und sind daher artenschutzrechtlich relevant. Diese werden über den Bebauungsplan zeichnerisch zum Erhalt festgesetzt. 

Mit den Bäumen Nr. 13 und 55 können zwei Bäume nicht erhalten werden, die über Höhlen verfügen und artenschutzrechtlich relevant sind. Deshalb werden vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt und vor Rodung der Bäume Nr. 13 und 55 künstliche Nisthilfen für den Grauschnäpper installiert. Insgesamt werden 4 Nistkästen für Halbhöhlenbrüter innerhalb des Geltungsbereiches des B-Planes aufgehängt.

Damit die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang auch bzgl. des Nahrungsangebotes weiterhin erfüllt wird, wird im städtebaulichen Vertrag geregelt, dass die Art der Ersatzpflanzungen sowie die Gestaltung der Grünflächen im Bereich des Fuß- und Radwegs zwischen Am Haßkamp und dem Plangebiet sowie im Bereich der öffentlichen Grünanlage (zwischen öffentlicher Verkehrsfläche und dem Fuß- und Radweg) so gewählt wird, dass die Vegetation das Vorkommen von Insekten fördert und somit das Nahrungsangebot für den Grauschnäpper gefördert wird (Blühstreifen, blütenreiche Bäume und Sträucher).

Darüber hinaus sind drei Bäume zu fällen, die derzeit mit Nistkästen versehen sind. Im städtebaulichen Vertrag wird daher geregelt, dass die Nistkästen der zu fällenden Bäume Nr. 55, 58 und 59 (vgl. Anlage 2) an den Bäumen Nr. 44, 48 und 57 wieder aufgehängt werden. 

Neben Brutvögeln wurden auch Fledermäuse untersucht. Infolge der geplanten Baumfällungen und Erhöhung des Versiegelungsgrads muss mit Beeinträchtigungen des Nahrungshabitats gerechnet werden. Der Wirkfaktor Verlust bzw. Verlagerung von Jagdgebieten wird sich aber nicht erheblich auf die lokale Population auswirken, da Ausweichbereiche im näheren und weiteren Umfeld zur Verfügung stehen. Um die Auswirkungen gering zu halten, sind möglichst viele Bäume als Habitatsrequisiten für die Fledermausfauna erhalten geblieben. Die planungsbezogene Empfindlichkeit ist diesbezüglich als eher gering einzustufen und es werden keine wesentlichen Auswirkungen auf die Fledermausfauna erwartet. 

Im Rahmen der Potenzialerfassung konnten keine Quartierstandorte im Untersuchungsgebiet festgestellt werden, noch ergaben sich Hinweise auf solche. Da Fledermäuse jedoch regelmäßig ihre Lebensstätten wechseln können, ist ein Fledermausquartier im Bereich des Untersuchungsgebiets im Jahresverlauf nicht ausgeschlossen.

Die Bäume Nr. 13, 55, 71 und 118 verfügen über geeignete Quartiere, so dass vor Fällung und Pflegemaßnahmen eine Überprüfung der Bäume erforderlich ist. Die Bäume Nr. 71 und 118 sind über den Bebauungsplan zum Erhalt festgesetzt. Aufgrund des Verlustes der Bäume Nr. 13 und Nr. 55 wird zur Vermeidung einer weiteren Verschlechterung für die Fledermausfauna im Gebiet im städtebaulichen Vertrag geregelt, dass zwei Fledermauskästen innerhalb des Geltungsbereiches des B-Planes aufzuhängen sind. 

Auf der Planzeichnung wird darauf hingewiesen, dass unter der Voraussetzung, dass die Vegetationsräumungs- und Gehölzrodungsarbeiten außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit, also zwischen dem 1. Oktober und dem 28. bzw. 29. Februar erfolgen, die Nistkästen der betroffenen Bäume entsprechend umgehängt werden und die Bäume vor Rodung auf Fledermausquartiere geprüft werden, durch die Planungsrealisierung keine Verstöße gegen die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Absatz 1 Nr. 1 und 2 BNatSchG zu erwarten sind. Sollten bei der Fällung Hinweise auf Fledermausquartiere zu Tage treten, sind die Fällarbeiten unverzüglich zu stoppen und die Naturschutzbehörde ist zu informieren.

Aufgrund des erhaltenswerten Baumbestands wird im städtebaulichen Vertrag geregelt, dass die gesamte Baumaßnahme von einem öffentlich bestellten und vereidigten Baumsachverständigen zu begleiten ist. 

Boden (Altlasten/schädliche Bodenveränderungen)

Für das Plangebiet wurde eine historische Recherche mit technischen Untersuchungen durchgeführt. Demnach sind die Böden oberflächennah überwiegend mit gemischtkörnigen Sanden aufgefüllt. Darunter folgen natürliche anstehende Sande. 

Im Hinblick auf den Wirkungspfad Boden-Mensch wurden anhand umfangreicher Bodenuntersuchungen in weiten Teilen des Plangebiets unbedenkliche Schadstoffgehalte ermittelt, so dass hier hinsichtlich der vorgesehenen Nutzung Wohnen und Spielen von Kindern keine Bedenken bestehen. Lediglich im Süden im Bereich einer ehemaligen Weitsprunganlage mit Anlaufbahn und einer kleinräumigen Oberflächenbefestigung mit Schlacken werden die seit Dezember 2016 gültigen Prüfwerte für Benzo(a)pyren für Kinderspielen in Höhe von 0,5 mg/kg und für Wohnen in Höhe von 1,0 mg/kg in Tiefen von 0,2 m und 0,35 m überschritten. Es gibt keine Hinweise für eine Beeinträchtigung des Grundwassers.



Im Rahmen der Flächenerschließung und einer Verbringung von Aushubmaterial vom Gelände ist von Boden auszugehen, der der Einbauklasse Z 0 nach LAGA (Länderarbeitsgemeinschaft Abfall) entspricht. Lediglich im äußersten Süden des Grundstücks ist im Bereich der ehemaligen Weitsprunganlage und vor dem Trafogebäude mit Z 2 – Material zu rechnen.

Zur Sanierung der relevanten Bereiche hat der Vorhabenträger eine Sanierungsvereinbarung mit der Stadtgemeinde Bremen geschlossen. Dadurch ist gesichert, dass vor Aufnahme einer Wohnnutzung eine Sanierung des Bodens erfolgt und die Prüfwerte eingehalten werden.

Auswirkungen auf das Klima

Das Kleinklima wird im Wesentlichen durch die Vegetation, die Wasserverhältnisse im Boden und durch das Geländerelief bestimmt. Die mit der Planung verbundene Änderung der Standortfaktoren wirkt sich auf die kleinklimatischen Verhältnisse aus. Im Bereich der Vorhabenfläche wird die Bebauung zu einem leichten Temperaturanstieg führen. Das Klima wird urbaner, die Frischluftproduktion eingeschränkt. Erhebliche Auswirkungen auf die bezüglich der Kaltluftproduktion besondere Bedeutung des Vorhabengebiets und die allgemeine klimatische Ausgleichsfunktion ergeben sich wegen der geringen Reichweite und Intensität nicht.

Auswirkung auf den Menschen durch Lärm 

Auf das Plangebiet wirken sowohl Straßen- und Schienenverkehrs- als auch Fluglärm ein. 

Schienenverkehrslärm
Aufgrund der Planungen für die Verlängerung der Straßenbahnlinien 1 und 8 ergeben sich für das Plangebiet Anforderungen an den Lärmschutz. An den schienenzugewandten Seiten der im westlichen Bereich des Plangebiets vorgesehenen Bebauung wird (ohne Berücksichtigung des bis zum 31.12.2018 ansetzbaren sogen. Schienenbonus) der WA-Orientierungswert der DIN 18005 von 55 dB(A) am Tage um bis zu 4 dB(A) und der Nachtwert von 45 dB(A) um bis zu 10 dB(A) überschritten. Zudem kommt es auf den hausnahen Freiflächen der geplanten Reihenhausgrundstücke im westlichen Teil des Baugrundstücks am Tage zu deutlichen Überschreitungen des WA-Orientierungswerts (max. 61 dB(A)).

Es ist daher im Westen des Plangebiets eine etwa 170 m lange und 1,20 m hohe Lärmschutzwand als Verlängerung der bereits planfestgestellten Lärmschutzwand vorgesehen. Durch sie werden die Lärmimmissionen um bis zu 6,5 dB(A) gegenüber der „freien Schallausbreitung“ gemindert, so dass der Orientierungswert von 55 dB(A) am Tage auf den Terrassen unterschritten und nur auf einigen wenigen Dachterrassen geringfügig um 1 - 3 dB(A) überschritten wird. Der WA-Orientierungswert wird an den Gebäuden tagsüber im Erdgeschoss überall eingehalten und in den oberen Etagen um höchstens 2 dB(A) überschritten. In der Nachtzeit wird der WA-Orientierungswert um 1 – 8 dB(A) überschritten. Im nördlichen Teil des Baugebiets ergibt sich für die oberen Etagen der geplanten Geschosswohnungsbauten keine wesentliche Minderung der Schienenverkehrslärmbelastung gegenüber der Situation ohne Lärmschutzwand.

Fluglärm
Das Plangebiet ist aufgrund der Nähe zum Flughafen Bremen Fluglärmbelastungen ausgesetzt. Es befindet sich am westlichen Rand der Tag-Schutzzone 2, jedoch außerhalb der Nacht-Schutzzone des Bremer Flughafens. Gemäß § 6 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (FlugLG) dürfen Wohnungen hier grundsätzlich errichtet werden, jedoch sind dabei die Schallschutzanforderungen der §§ 6, 7 FlugLG i. V. m. Zweite FlugLSV zu beachten.

Der äquivalente Dauerschallpegel durch Fluglärm liegt am Tage innerhalb des gesamten Baugebiets bei LAeq Tag ≈ 60 dB(A). Demnach wird der Orientierungswert von 55 dB(A) allein durch die vorherrschenden Fluglärmimmissionen bei allen geplanten Gebäuden und auf allen hausnahen Freiflächen am Tage um rd. 5 dB(A) überschritten. Aufgrund der Häufigkeit der Flugereignisse wird davon ausgegangen, dass das Spitzenpegel-Kriterium der DIN 4109 hier erfüllt ist. Dementsprechend ist für den „maßgeblichen Außenlärmpegel“ der Maximalpegel heranzuziehen. Entsprechend den Messdaten der Flughafen Bremen GmbH im Umfeld des Bremer Flughafens erreicht der mittlere Maximalpegel im Bereich des Baugebiets 83 dB(A). Gemäß DIN 4109 ist in diesem Fall ein maßgeblicher Außenlärmpegel von 63 dB(A) (83 dB(A) – 20 dB(A) zu berücksichtigen. 

[bookmark: _GoBack]Die durch Fluglärm verursachten äquivalenten Dauerschallpegel in der Nachtzeit liegen bei LAeq Nacht ≈ 52 - 54 dB(A). Das Spitzenpegel-Kriterium in der Nachtzeit ist nicht erfüllt. Bei allen geplanten Gebäuden wird in der Nachtzeit allein durch die Einwirkung von Fluglärmimmissionen der Orientierungswert für WA-Gebiete um bis zu 9 dB(A) überschritten. Die Gesamt-Immissionsbelastung wird im Plangebiet folglich wesentlich durch die vorherrschenden Fluglärmimmissionen bestimmt.

Erforderliche passive Lärmschutzmaßnahmen

Die erforderliche Schalldämmung der Umfassungsbauteile (z.B. Wände, Fenster, Dachkonstruktionen) von schutzbedürftigen Räumen ist nach der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ anhand der oben dargestellten Außenlärmbelastung zu bemessen. Nach den vorliegenden Rechenergebnissen befinden sich die meisten der geplanten Gebäude(-seiten) im Lärmpegelbereich III. Da im westlichen und nördlichen Teil des Baugebiets zusätzlich die Schienenverkehrsgeräusche von der künftigen Straßenbahntrasse zu berücksichtigen sind, ergibt sich dort der Lärmpegelbereich IV. Trotz der teilweise überhöhten Werte soll an dem Planungsziel festgehalten werden, neuen Wohnraum zu schaffen, da es sich hier um eine besonders geeignete Fläche mit guter Anbindung und umgebenden Infrastruktureinrichtungen handelt.

Durch entsprechende Maßnahmen ist sicherzustellen, dass ein Innenraumpegel von 35 dB(A) tags und von 30 dB(A) nachts nicht überschritten wird. (Vgl. Kapitel C 5.)

Zum Schutz der Außenbereiche wird für die Allgemeinen Wohngebiete WA 1, WA 3 und WA 5 zudem festgesetzt, dass z.B. durch verglaste Loggien oder Wintergärten für mindestens einen Freibereiche je Wohneinheit ein Mittelungspegel von 55 dB(A) tags eingehalten wird (siehe textliche Festsetzung 17.4). In den übrigen Allgemeinen Wohngebieten ermöglicht der Bebauungsplan zum Schutz der Außenbereiche, dass neben Terrassen auch Wintergärten realisiert werden können. Dafür darf die überbaubare Fläche um bis zu 3 m überschritten werden (siehe textliche Festsetzungen Nr. 4 und 5). Für die Reihenhausbebauung wird über die Möglichkeit der Herstellung von Wintergärten hinaus keine weitere Regelung getroffen. Den Bewohnern der Reihenhäuser soll es freigestellt sein, darüber zu entscheiden. Dies geschieht vor dem Hintergrund der Besonderheit der Lärmquelle, die in der Abwägung zu berücksichtigen ist. Anders als der von einer stark befahrenen Straße ausgehende Lärm, der als permanent einwirkender „Lärmteppich“ auf die bauliche Nutzung einwirkt, ist der Fluglärm dadurch gekennzeichnet, dass es zu sich unregelmäßig wiederholenden Lärmspitzen kommt. In den zeitlich deutlich überwiegenden Phasen ohne Flugbewegungen sind jedoch diese Immissionen nicht zu verzeichnen. 

Sonstiges 

Die sonstigen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 und in § 1a Abs. 3 und 4 BauGB genannten Umwelt- belange sind durch die Planung nicht in abwägungsrelevantem Maße nachteilig betroffen. 




E) Finanzielle Auswirkungen / Genderprüfung



1. Finanzielle Auswirkungen

Die Erschließungskosten für das Plangebiet werden vom Vorhabenträger übernommen.

Die Kosten für die Lärmschutzwand sind bis zu einer Summe von 220.000 Euro durch eine Einmalzahlung des Vorhabenträgers gedeckt. Diese Summe ist auf Grundlage einer in 2017 aktualisierten Kostenschätzung mittelfristig für den Bau der Wand auskömmlich. Sollte sich der Bau der Straßenbahn und somit der Wand um einige Jahre verzögern, ist von einer geringfügigen Kostensteigerung für den Bau der Wand auszugehen. Für diesen Fall wird für den Bau der Lärmschutzwand eine zusätzliche Risikoabsicherung über 52.000 Euro von der Immobilien Bremen AöR gegenüber dem Sondervermögen Infrastruktur der Stadtgemeinde Bremen (SV Infra) gegeben. Es ist nicht auszuschließen, dass sich der Bau der Straßenbahn um einen erheblich längeren Zeitraum verzögert, und sich die Kosten für die Lärmschutzwand dadurch deutlich erhöhen. Diese mögliche Finanzierungslücke ist durch das SV Infra abzudecken. Es ist beabsichtigt, die Flächen für die Lärmschutzwand in den Besitz des SV Infra zu übertragen. 

Die Kosten für die Baumersatzpflanzungen im südlichen Plangebiet und den externen Standorten Grünanlage Wardamm und den Straßen Wardamm und Hermannsburg trägt die Vorhabenträgerin.

Die Kosten für die Baumersatzpflanzungen im WA 1 und der Grünanlage Hakenburger See trägt die Stadtgemeinde Bremen (Senatorin für Kinder und Bildung). Die Herstellungskosten betragen für 15 Bäume 24.000,- Euro. Für die dauerhafte Pflege und Unterhaltung ist darüber hinaus eine Ablösesumme von 10.071,35 Euro zu zahlen.

Wegen der Kampfmittelbeseitigung ist nicht auszuschließen, dass der Stadtgemeinde Bremen weitere Kosten entstehen. Die erforderlichen Mittel werden – soweit Dritte nicht zur vollständigen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden können – entsprechend den zur Verfügung gestellten Haushaltsmitteln in Anspruch genommen, über welche die Bürgerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung zu beschließen hat. 

2. Genderprüfung

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans 2449 sind keine geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu erwarten. Das Plangebiet wird für Frauen, Männer und Diverse ein gleichermaßen attraktiver Lebens- und Aufenthaltsraum sein. Hier ansässige Haushalte können die erforderliche soziale Infrastruktur (z.B. Kindertagesstätte), Versorgungsmöglichkeiten, Freizeitangebote und ausgedehnte Freiflächen in fußläufiger Entfernung vorfinden. Der Standort ermöglicht es, die Erfordernisse des Alltags gut zu organisieren. Aspekte des Gender Mainstreaming werden somit durch den Bebauungsplan 2449 gut erfüllt.







Für Entwurf und Aufstellung 	Im Auftrag

Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr



Bremen, ........		............................................	Senatsrat




Anlage 1: Bestandsbäume
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Anlage 2: Zu erhaltende und zu fällende Bäume sowie Ausgleichspflanzungen innerhalb des 

                Plangebiets
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Anlage 3: Ersatzstandorte der Bäume
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Übersichtskarte
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Detailkarte Hakenburger See (10 Feldahorn) (Hinweis: Die tatsächlichen Standorte werden vor Ausführung mit dem Umweltbetrieb Bremen abgestimmt.)
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Detailkarte Wardamm (12 Stieleichen, davon 4 als Straßenbäume)
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Detailkarten Hermannsburg (15 Stieleichen als Straßenbäume)
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Uibernommen, Abweichungen zur tatséchlichen Lage der Grenzen sind daher nicht vollstdndig auszuschlief3en.
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Legende

Die Grenzen der Flurstiicke wurden nachrichtlich aus der Allgemeinen Liegenschafts-
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